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1. Zusammenfassung 

Das EG IVöB und mit ihm der Beitritt des Kantons Bern zur IVöB 2019 findet in der Vernehmlassung grundsätzlich ungeteilte Zustimmung. Viele Teilneh-

mende heben die Vorteile des neuen öffentlichen Beschaffungsrechts hervor. Die inhaltlichen Bemerkungen und Anliegen betreffen einzelne Aspekte des 

neuen Rechts.  

 

Die wichtigsten verwaltungsexternen Anliegen sind: 

 Die SVP, die BDP, der Verband Berner KMU und der GKB verlangen die Einführung einer «Preisniveauklausel», die Schweizer Anbie ter gegenüber 

ausländischen bevorzugen soll. Abgelehnt wird dies vom HIV, von der FDP, den Grünen und der Stadt Bern. Die EDU beurteilt die Preisniveauklausel als 

«wünschenswert, aber wahrscheinlich kaum anwendbar». 

 Das Verwaltungsgericht, die Justizleitung, der VBG, der RKOO, Bern, Thun und Steffisburg lehnen die Verkürzung des Beschwerdeverfahrens auf eine 

einzige kantonale Beschwerdeinstanz (das Verwaltungsgericht) durch Art. 52 Abs. 1 IVöB ab. Sie befürchten Mehraufwand und Verzögerungen bei Be-

schwerdeverfahren. Befürwortet wird der Systemwechsel von der FDP, der EDU, vom VBBG und vom KSE Bern. 

 Die Grünen sprechen sich für eine Vorschrift zur Beschaffung im Asyl- und Sozialbereich nur bei gemeinnützigen Organisationen, systematische Kontrol-

len der Lohngleichheit von Frauen und Männern sowie eine Ausbildungspflicht der Beschaffenden aus. 

 Zudem bringen verschiedene Teilnehmende Anliegen für die Einführungsverordnung vor. 



Nicht klassifiziert | Letzte Bearbeitung: 08.05.2020 | Version: 7 | Dok.-Nr.: 99047452 | Geschäftsnummer: 2019.KAIO.520 3/40 

2. Übersicht der Stellungnahmen 

2.1 Politische Parteien 

Stellungnahme Anzahl / GR-Sitze Stellungnehmende 

Zustimmung, ggf. mit geringfügigen Anliegen 4 (75 GR-Sitze) SP (39 GR-Sitze), FDP (20 GR-Sitze), GLP (11 GR-Sitze), EDU (5 GR-Sitze) 

Wesentliche Vorbehalte oder Anliegen 3 (74 GR-Sitze)  SVP (46 GR-Sitze): Preisniveauklausel (unten Ziff. 100 ff.) 

 Grüne (15 GR-Sitze): Ausbildung (Ziff. 96), Lohngleichheitskontrollen (Ziff. 

98), Asyl- und Sozialvergaben (Ziff. 108) 

 BDP (13 GR-Sitze): Preisniveauklausel (unten Ziff. 100 ff.) 

Ablehnung –  

Keine Bemerkungen /  

Verzicht auf eine Stellungnahme 

2 Auf eine Stellungnahme verzichteten die AL und die CVP. 

Der PSA sowie alle Jungparteien liessen sich nicht vernehmen. 

2.2 Gemeinden 

Stellungnahme Anzahl Stellungnehmende 

Zustimmung, ggf. mit geringfügigen Anliegen 4 Bern, Langenthal, Thun, Trubschachen 

Wesentliche Vorbehalte oder Anliegen 1 Steffisburg (übernimmt die Anliegen des VBG zu Art. 9, 52 IVöB) 

Ablehnung –  

Keine Bemerkungen /  

Verzicht auf eine Stellungnahme 

1 Burgdorf verzichtete auf eine Stellungnahme. 

https://www.gr.be.ch/gr/de/index/mitglieder/mitglieder/zusammensetzung-aktuell.html
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2.3 Verbände und andere Organisationen 

Stellungnahme Anzahl (Anteil) Stellungnehmende 

Zustimmung, ggf. mit geringfügigen Anliegen 11 AföB, CJB, Fokus Bern, KSE Bern, PKBB, Pro Natura, RKK, sia, VBBG, VCS, 

WWF 

Wesentliche Vorbehalte oder Anliegen 8  Berner KMU, GKB: Preisniveauklausel (Ziff. 100 ff.) 

 HIV: Ablehnung der Preisniveauklausel (Ziff. 100 ff.) 

 Verwaltungsgericht, VBG, Justizleitung, RKOO: Instanzenzug (Ziff. 71 ff.) 

 CAF : questions linguistiques (no. 5) 

 RKOO: diverse Bedenken (Ziff. 24 ff., 51) 

Ablehnung –  

Keine Bemerkungen /  

Verzicht auf eine Stellungnahme 

2 BSPV, RSTA 

3. Allgemeine Bemerkungen 

Nr. Absender Bemerkung/Forderung Art der Berücksichtigung 

1.  AföB Die Allianz für ein fortschrittliches öffentliches Beschaffungswesen (AföB) ist ein Zusammenschluss von 

Verbänden und Organisationen, deren Mitglieder intellektuelle Dienstleistungen an öffentliche Auftraggeber 

anbieten. Die branchenübergreifende Trägerschaft der Allianz vereint aktuell 24 Mitglieder - und 3 Beobach-

terverbände aus dem Baunebengewerbe, der Kommunikation und der Medizinaldienstleistung, welche ins-

gesamt über 3'600 Firmen- und mehr als 36'600 Einzelmitglieder vertreten. 

Die AföB stimmt der Vorlage im Grundsatz zu. 

Die revidierte Interkantonale Vereinbarung über das öffentliche Beschaffungswesen (IVöB 2019) und  das 

weitgehend deckungsgleiche Bundesgesetz über das öffentliche Beschaffungswesen (BöB 2019) stellen die 

Weichen für eine neue Vergabekultur, in welcher der Nachhaltigkeit und der Qualität gegenüber dem kurz-

fristigen Preisgedanken mehr Bedeutung zukommen. 

Die AföB hat die Anliegen ihrer Mitglieder bereits im Rahmen der Revision auf Bundesebene vertreten und 

sich für zahlreiche Änderungen stark gemacht, welche sowohl in das BöB 2019 als auch in die IVöB 2019 

Eingang gefunden haben und den Weg zu einem echten Preis-Leistungs-Wettbewerb ebnen. 

Kenntnisnahme. 
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Hierzu gehören insbesondere die neu zwingende Überprüfung von Tiefpreisangeboten (Art. 38 Abs. 3 BöB 

2019), das Zuschlagskriterium „Plausibilität des Angebotes“ (Art. 29 Abs. 1 BöB 2019) sowie die Aufnahme 

des Dialogs mit der Erweiterung auf intellektuelle Dienstleistungen (Art. 24 BöB 2019). 

Die AföB setzt sich darüber hinaus für eine grösstmögliche Harmonisierung der Vergabebestimmungen zwi-

schen Bund und Kantonen ein. Diese Forderung wurde mit der vorliegenden IVöB 2019 weitgehend einge-

löst. 

(...) 

Wir begrüssen, dass der Kanton Bern mit der Vorlage als erster Kanton einen Beitritt zur IVöB 2019 beab-

sichtigt. Die AföB appelliert an alle Beteiligten, auch ungeachtet des neuen Konkordats, den durch die Revi-

sion angestrebten Kulturwandel zu einem echten Preis-Leistungs-Wettbewerb in der Praxis proaktiv und 

konsequent umzusetzen. 

2.  BDP Die BDP Kanton Bern unterstützt im Grundsatz die interkantonale Vereinbarung. Obwohl nur geringe Ein-

flussmöglichkeiten einzelner Kantone oder Gemeinden besteht, erlauben wir uns, auf einige wichtige 

Punkte der Vereinbarung hinzuweisen. Wir beantragen dem Kanton Bern, den vorhandenen Spielraum in-

nerhalb der Vereinbarung zu Gunsten der Wirtschaftsunternehmen im Kanton auszunutzen. Soweit wie 

diese Vereinbarung oder andere nationale und internationale Forderungen dies zulassen, muss der Kanton 

Bern den ansässigen Unternehmungen bei Zuschlagskriterien mögliche Vorzüge bieten.  

(...) 

Die BDP Kanton Bern bedankt sich für die Berücksichtigung ihrer Ergänzungen und behält sich ausdrück-

lich vor, in der Beratung weitere Anträge zu stellen. 

Kenntnisnahme. 

Vgl. zur Frage der Preisniveauklausel unten Ziff. 100. 

3.  Berner KMU Der Gewerbeverband Berner KMU ist mit 20'000 angeschlossenen kleinen und mittleren Unternehmen aus 

verschiedenste Branchen der grösste Wirtschaftsverband im Kanton Bern. Die Regeln, nach welchen die 

öffentliche Hand Güter und Dienstleistungen einkauft sowie Bauten und Anlagen erstellen lässt, sind für un-

sere Mitglieder von sehr hoher Bedeutung. Wir bitten Sie, unsere Anliegen und Bemerkungen entsprechend 

zu gewichten.  

Gegenstand  

Gegenstand der Vernehmlassung ist der Entwurf des Regierungsrats für das Einführungsgesetz zur Inter-

kantonalen Vereinbarung über das öffentliche Beschaffungswesen (EG IVöB). Das Einführungsgesetz re-

gelt den Beitritt des Kantons Bern zur total revidierten Interkantonalen Vereinbarung über das öffentliche 

Beschaffungswesen vom 15. November 2019 (IVöB 2019) und ihre Einführung im Kanton Bern. Die Verein-

barung modernisiert das öffentliche Beschaffungsrecht der Kantone und harmonisiert es mit dem revidierten 

Bundesgesetz über das öffentliche Beschaffungswesen (BöB), das vom Bundesparlament im Juni 2019 ein-

stimmig verabschiedet wurde. Die Revision führt zu keiner grundlegenden Änderung des öffentlichen Be-

schaffungswesens. Aber sie verfolgt neben der Rechtsvereinheitlichung auch politische Ziele, nämlich die 

stärkere Berücksichtigung der ökologischen, sozialen und wirtschaftlichen Nachhaltigkeit bei öffentlichen 

Aufträgen sowie die Stärkung des Qualitätswettbewerbs gegenüber dem Preiswettbewerb. Das Beschaf-

fungsverfahren und die Schwellenwerte bleiben grundsätzlich unverändert, aber viele Einzelheiten des Ver-

fahrens werden angepasst. 

Stellungnahme  

Grundsätzliche Bemerkungen  

Kenntnisnahme. 

Vgl. zur Frage der Preisniveauklausel unten Ziff. 100. 
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Wir unterstützen die Ziele und die wichtigsten Neuerungen, namentlich  

 die vorgesehene Rechtsvereinheitlichung,  

 die stärkere Berücksichtigung der ökologischen, sozialen und wirtschaftlichen Nachhaltigkeit bei öffent-

lichen Aufträgen und  

 die Stärkung des Qualitätswettbewerbs gegenüber dem Preiswettbewerb.  

Wir sehen darin einen massgeblichen Beitrag, die Chancen von Schweizer Unternehmen zum Erhalt von 

Aufträgen zu stärken. Die Vereinfachung des Ausschlusses von Anbietern, die unzuverlässig arbeiten oder 

sich nicht an Vorschriften halten, soll zu faireren Wettbewerbsbedingungen führen.  

(...) 

Fazit  

Wir unterstützen die Ziele des vorgelegten Einführungsgesetzes.  

Abweichend vom Entwurf des Regierungsrats plädieren wir für die Aufnahme einer Preisniveau-Klausel 

analog zum Bundesrecht. Es ist die Hauptforderung unserer Stellungnahme, in dieser wichtigen Frage 

keine Differenz zum Bundesrecht zu schaffen (Harmonisierungsziel).  

Ausdrücklich begrüssen werden wir die (in der IVöB enthaltenen) verschärften Anforderungen an die Ein-

haltung von Arbeitsschutzbestimmungen, der Arbeitsbedingungen, der Lohngleichheit und des Umwelt-

schutzes (inkl. der entsprechenden Inpflichtnahme von Subunternehmern). 

4.  BWA Der BWA Bern-Solothurn ist ein partnerschaftlicher Zusammenschluss der sia Sektion Bern, sia Sektion So-

lothurn, usic Regionalgruppe Bern, BSA Bern-Fribourg-Wallis sowie des BSLA Bern.  

Der BWA Bern-Solothurn setzt sich für faire Verfahren und für die Förderung von konformen Wettbewerben 

(SlA 142), Studienaufträgen (SlA 143), leistungsorientierten Ausschreibungen (SIA 144) und Planerwahlver-

fahren ein. Geprüft werden Iaufende Verfahren in den Bereichen Architektur, Städtebau, Landschaftsarchi-

tektur sowie Bauingenieur- und Haustechnikingenieurwesen.  

Gerne nehmen wir im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens zum Einführungsgesetz zur Interkantona-

len Vereinbarung über das öffentliche Beschaffungswesen Stellung.  

Allgemeine Bemerkungen:  

Wir befürworten den Beitritt des Kantons Bern zur neuen Interkantonalen Vereinbarung über das  

öffentliche Beschaffungswesen (IVöB). Die Angleichung des kantonalen Beschaffungsrechts an die  

Vorschriften des Bundes ist wichtig für die Transparenz und Rechtssicherheit im Submissionswesen. 

Kenntnisnahme 

5.  CAF Langue de l'appel d'offre, pièces justificatives et principe de facilitation du travail des soumissionnaires  

Le concordat de 1994, qui va maintenant être remplacé, laissait une grande marge de manoeuvre au droit 

cantonal. Ainsi, le droit bernois comporte des textes législatifs (loi et ordonnance) très complets qui pré-

voyaient (en particulier l'OCMP de 2002) des dispositions spécifiques notamment sur la question des 

langues. Or avec l'introduction de l'AIMP 2019, qui règle fondamentalement toute la législation sur les mar-

chés publics, il n'y aura plus de place pour ces deux textes de loi qui doivent être abrogés. Les dispositions 

d'exécution de l'Accord intercantonal sur les marchés publics (AIMP) qui les remplaceront une fois que l e 

canton de Berne aura adhéré au Concordat, seront bien plus restreintes. Or, non seulement toutes ces 

questions de la langue de la procédure ont une importance cruciale pour notre région et un canton bilingue, 

mais elles devraient en outre bénéficier d'une amélioration notable à l'occasion de ce changement induit par 

Nous prenons note de cette prise de position. 

Elle se réfère à l’ordonnance d’introduction qui est ac-

tuellement en cours d’élaboration. Le CAF pourra 

prendre position sur cette ordonnance dans le cadre 

d’une procédure de consultation. 
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la présente révision. Ainsi, les "dispositions d'exécution plus restreintes" prévues lors de l'adhésion à l'AIMP 

2019 par le canton doivent absolument tenir compte de la spécificité du bilinguisme cantonal.  

Le message type accompagnant la révision de l'AIMP montre que celui-ci ne règlemente pas directement 

l'usage de la langue dans le déroulement de la procédure d'adjudication. Néanmoins, ce message précise, 

pour l'article 35 de l'AIMP, que « l'appel d'offre doit tenir compte de la langue de la région dans laquelle les 

prestations sont fournies » (p. 76). Il est également précisé que si un appel à l'international est réalisé dans 

une autre langue officielle reconnue par l'OMC — les langues officielles étant le français, l'anglais et l'espa-

gnol — alors un résumé dans l'une de ces langues doit être proposé et cela afin de « faciliter le travail des 

soumissionnaires et éviter les barrières linguistiques » (p. 92). A l'article 2 de la LiAIMP, le canton de Berne 

annonce adhérer à un tel accord, il se doit dès lors d'adhérer aux principes qui régissent un tel accord. Or 

un tel résumé est le minimum devant être exigé dans la langue  

partenaire, même si les textes sur simap.ch doivent rester très courts.  

A l'article 4 de la LiAIMP, il est annoncé que le Conseil-exécutif édicte des dispositions d'exécution et peut 

régler des détails de l'exécution, de la procédure et de l'organisation. Ces dispositions doivent respecter les 

principes essentiels de la procédure d'adjudication, tels que par ex. le traitement équitable et la non-discri-

mination des soumissionnaires. Pour respecter un tel principe, le CAF appelle à ce que les dispositions 

d'exécution contiennent explicitement :  

 l'obligation de respecter les principes de l'AIM en matière de respect des langues ;  

 l'obligation de mentionner clairement dans les appels d'offres (publications) que les soumissionnaires 

intéressés peuvent soumettre et répondre aux offres dans la langue officielle qu'ils souhaitent (pour les 

projets de l'arrondissement bilingue de Biel/Bienne, mais également pour les projets d'envergure su-

prarégionale et cantonale);  

 l'obligation de mettre à disposition les formulaires et documents concernant les pièces justificatives 

(formulaire-type, déclaration spontanée, etc.) et que ces documents puissent être remplis dans la 

langue officielle souhaitée par le soumissionnaire ou la soumissionnaire ;  

 l'intervention d'expertes et experts francophones dans l'évaluation des projets et des offres lorsqu'il 

s'agit de projets visant l'arrondissement de Biel/Bienne, des projets suprarégionaux touchant l'arrondis-

sement administratif de Biel/Bienne ou des projets d'envergure cantonale.  

Dans le rapport du canton de Berne, il est annoncé qu'il faudra encore concrétiser la rég lementation de 

l'usage des langues dans les dispositions d'exécution. Le CAF demande dès lors expressément à ce que 

l'article 8 de l'OCMP (actuelle) soit repris et complété en tenant compte des éléments précédemment cités, 

ainsi que des principes souhaités par l'AIMP, à savoir faciliter le travail des soumissionnaires et réduire la 

barrière des langues.  

L'alinéa 2 de l'OCMP devrait être également adapté en conséquence, notamment pour les projets de l'ar-

rondissement de Biel/Bienne, les projets suprarégionaux touchant l'arrondissement de Biel/Bienne ou les 

projets d'envergure cantonale. En conséquences, le CAF demande à être consulté en temps voulu lors de 

l'édiction par le Conseil-exécutif des dispositions d'exécution et des ordonnances. 

6.  CJB Après avoir pris connaissance du contenu de cette consultation, le CJB approuve la loi relative à l’introduc-

tion de l’accord intercantonal sur les marchés publics. Cette révision ne comprend pas  véritablement de 

modification fondamentale mais elle permet surtout d’unifier le droit en la matière. 

Nous prenons note de cette prise de position. 
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Cependant, le CJB appréhende les répercussions sur les petites entreprises de la région qui ont plus  de 

peine à s’imposer car elles subissent aujourd’hui déjà une forte pression de la part des grands  groupes. Le 

CJB espère que les entreprises de la région auront néanmoins toutes leurs chances dans les procédures 

d’appels d’offres puisque l’accord intercantonal sur les marchés publics vise à  favoriser la qualité plutôt que 

le prix. 

7.  EDU Die EDU Kanton Bern begrüsst die rasche kantonale Umsetzung des WTO-Übereinkommens über das  

öffentliche Beschaffungswesen (GPA 2012), indem der Kanton Bern der IVöB beitritt. Der Zugang zu  

neuen Märkten wie z.B. den kanadischen Provinzen, die im weltweiten Vergleich noch vor der Schweiz  

am meisten Steuergelder auf Provinzebene ausgeben, ist eine Chance für die Schweizer Wirtschaft.   

Der EDU Kanton Bern ist es ein grosses Anliegen, dass bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen die  

Faktoren der wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Nachhaltigkeit im maximal zulässigen  

Rahmen berücksichtigt werden. Die Bestrebungen zur Stärkung des Qualitätswettbewerbs durch  

Konkretisierung der Anforderungen an die Arbeitsschutzbestimmungen, Arbeitsbedingungen,  

Lohngleichheit und Umweltrecht sind daher zu begrüssen, auch gerade weil sie für Subunternehmen  

gelten und die Sanktionsmöglichkeiten erweitert werden. Erfreulich an der interkantonalen  

Vereinbarung ist ebenfalls, dass beim „vorteilhaftesten Angebot”, nebst Preis und Qualität, auch  

weitere Aspekte wie Lebenszykluskosten und Plausibilität des Angebots berücksichtigt werden sollen.  

Bei allen Vorteilen des Freihandels bedauert die EDU Kanton Bern, dass die Transportdistanz im GPA  

2012 grundsätzlich nicht als Kriterium berücksichtigt werden kann. Besonders störend ist dies, wenn  

z.B. aus dem Ausland Holz importiert werden muss, obwohl regional genug vorhanden wäre und die  

einheimische Holzwirtschaft so zusätzlich unter einem schwachen Absatzmarkt leidet.  

(...) 

Aus den dargelegten Gründen wird die EDU Kanton Bern dem Einführungsgesetz zur IVöB zustimmen (...). 

Kenntnisnahme. 

8.  eGov-Schweiz Die Nähe unserer Vereinsmitglieder zum Kanton Bern, der unsere Tätigkeit auch mit einer Anschubfinanzie-

rung unterstützt hat, bringt uns dazu, zu dieser kantonalen Vorlage nachfolgend Stellung zu nehmen.  

Der Verein eGov-Schweiz bezweckt die Förderung der Innovation im eGovernment. Die Umsetzung von 

innovativen Lösungen hängt massgeblich von den Bedingungen für die Beschaffung von Beratungsleistun-

gen, Produkten, Services und Hardware ab. Dabei sind Flexibilität, wirtschaftlich und qualitativ überzeu-

gende Leistungen sowie und faire und transparente Bedingungen für Anbieter in ein gutes Verhältnis zu 

bringen. (...) 

Zu den spezifischen Bestimmungen des Einführungsgesetzes haben wir keine materiellen Änderungs - und 

Ergänzungswüsche. Wichtig erscheint uns die konkrete Ausgestaltung der kantonalen Beschaffungsverfah-

ren. Gerne werden wir uns deshalb zu gegebenem Zeitpunkt zu den Bestimmungen der Einführungsverord-

nung äussern.  

Zusammenfassend sind wir davon überzeugt, dass mit der raschen Einführung der Vereinbarung ein weite-

rer Schritt zu einer effizienteren öffentlichen Verwaltung gemacht wird. Dazu möchten unsere Mitglieder 

auch mit Expertenwissen und überzeugenden Lösungen entscheidend beitragen.  

Kenntnisnahme. 

9.  FDP Die FDP befürwortet ausdrücklich die Modernisierung und weitgehende Vereinheitlichung des  

Beschaffungsrechts zwischen Bund und Kantonen einerseits sowie unter den Kantonen andererseits.  

Kenntnisnahme. 
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Dass es weitestgehend gelungen ist, einen breiten Konsens über die zu treffenden Erneuerungen zu  

erzielen, belegt der Umstand, dass sowohl das neue Bundesgesetz über das öffentliche  

Beschaffungswesen (BöB) als auch die revidierte Interkantonale Vereinbarung über das öffentliche  

Beschaffungswesen (IVöB) von den zuständigen Organen (Bundesparlament, Bau-, Planungs- und  

Umweltdirektorenkonferenz) jeweils einstimmig verabschiedet worden sind. Diese erfreuliche Tatsache ist  

geeignet, den Wirtschaftsstandort Schweiz zu stärken.  

Die FDP begrüsst insbesondere folgende Elemente der neuen Regelung:  

 Gesamtschweizerische Vereinheitlichung der Beschaffungsverfahren  

 Verstärkte Berücksichtigung der Vergabekriterien Volkswirtschaft, Ökologie und soziale  

 Nachhaltigkeit (und damit verbesserte Zuschlagschancen für einheimische Unternehmen)  

 Verzicht auf Übernahme der Preisstandsklausel (aus juristischen Überlegungen)  

 Übernahme bewährter Bestimmungen aus dem heutigen Recht und deren organische  

 Weiterentwicklung  

 Einführung neuer Beschaffungsmethoden (elektronische Auktionen, Dialog, Rahmenverträge)  

 Weitgehende Beibehaltung der heutigen Schwellenwerte  

 Keine Anfechtbarkeit von freihändigen Vergaben  

 Erweiterung des Katalogs von Gründen für einen Verfahrensabbruch  

 Deutliche Verkürzung der Angebotsfristen  

 Bezeichnung des Verwaltungsgerichts als einzige kantonale Beschwerdeinstanz 

10.  Fokus Bern Die Unternehmerinitiative Fokus Bern wurde Anfang 2012 gegründet und wird mittlerweile von rund 60 Un-

ternehmerinnen und Unternehmern aus dem ganzen Kanton Bern unterstützt. Ziel der Initiative ist die nach-

haltige Stärkung des Kantons als Wirtschafts- und Wohnstandort. Im Rahmen von konkreten Teilprojekten 

erarbeitet Fokus Bern eigene Lösungsvorschläge und will durch Denkanstösse zu neuen, innovativen Ideen 

anregen und Diskussionen auslösen.  

Fokus Bern ist unabhängig von anderen Institutionen und der politischen Standortförderung, will aber – wo 

sinnvoll – bestehende Projekte unterstützen und ergänzen.  

Grundsätzliche Zustimmung: Stärkung des Qualitätswettbewerbs gegenüber dem reinen Preiswettbewerb  

Fokus Bern teilt die Ansicht der Regierung, dass mit der 2019 verabschiedeten Revision des «Bundesge-

setzes über das öffentliche Beschaffungswesen» (BöB) und der darauf beruhenden neuen «Interkantonalen  

Vereinbarung über das öffentliche Beschaffungswesen» (IVöB) ein wichtiger Schritt für eine neue Vergabe-

kultur für öffentliche Beschaffungen gemacht wurde. Eine Vergabekultur weg vom Primat des tiefsten Prei-

ses hin zu einer umfassenderen und nachhaltigeren Beurteilung der Angebote.  

Aus Sicht von Fokus Bern ist es wichtig, dass der Qualität und der Nachhaltigkeit künftig grössere Bedeu-

tung zukommt. Es braucht einen echten Preis-Leistungswettbewerb anstelle des kurzsichtigen Preiswettbe-

werbs. Das unmittelbar günstigste Angebot ist oft mittel- und langfristig nicht das Beste. Im öffentlichen Be-

schaffungswesen müssen ökologische, soziale und wirtschaftliche Faktoren berücksichtigt werden – im In-

teresse der gesamten Gesellschaft. Von einem echten Preis-Leistungswettbewerb mit Merkmalen der Qua-

lität und Nachhaltigkeit profitieren insbesondere auch Schweizer Unternehmen.  

Wichtige Elemente hierfür bilden die zwingende Überprüfung von Tiefpreisangeboten (Art. 38 Abs. 3 BöB 

2019), das Zuschlagskriterium «Plausibilität des Angebotes» (Art. 29 Abs. 1 IVöB 2019) sowie die Auf-

nahme des Dialogs auch bei intellektuellen Dienstleistungen (Art. 24 IVöB 2019). 

Kenntnisnahme. 
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(...) 

Zusammenfassung  

Fokus Bern begrüsst einen Beitritt des Kantons Bern zur IVöB. Eine Abwendung vom reinen Preiswettbe-

werb hin zum einem echten Preis-Leistungswettbewerb, bei dem die Qualität und Nachhaltigkeit eine wich-

tige Rolle spielen, ist der richtige Weg. Wir hoffen, dass der Kanton Bern hier als Vorbild vorangeht und die-

sen Paradigmenwechsel in der Praxis bestmöglich und konsequent umsetzten wird. Weiter plädiert Fokus 

Bern für eine grösstmögliche Harmonisierung der Vergabebestimmungen zwischen Bund und Kantonen. 

Fokus Bern fordert den Kanton Bern auf, hier seinen Kompetenz-Spielraum zu nutzen. 

11.  GKB Allgemeine Bemerkungen  

Das Gesetz EG IVÖB löst das kantonale Gesetz ÖGB ab. Es stützt sich stark auf das Bundesgesetz BöB, 

das am 1.1. 2020 in Kraft getreten ist. Dieses Gesetz passt das öffentliche Beschaffungsrecht - an auch 

vom GKB unterstützte aktuellen Forderungen an - insbesondere was die soziale, ökologische und wirt-

schaftliche Nachhaltigkeit betrifft. Anstelle eines reinen Preiswettbewerbs – wie er seit den 1990er Jahren 

gefordert und gefördert wurde – soll zudem ein Wettbewerb um die beste Qualität treten. Wir begrüssen 

auch die neu geschaffene Möglichkeiten Anbieter unter bestimmten Umständen (mangelhafte Qualität, 

Nichteinhaltung von Vorschriften) aus dem Verfahren auszuschliessen und, dass die Zuschlagsempfänger 

die Vorgaben ihren Subunternehmen überbinden müssen. Dies entspricht der Logik eines fairen Wettbe-

werbs, bei dem alle Anbieter die gleichen Standards zu erfüllen haben.  

Angesichts der beabsichtigen Übernahme der Bundesbestimmungen im Rahmen des EG IVÖB zog der 

GKB im Januar 2020 seine erfolgreich gesammelte kantonale «Volksinitiative für fairen Wettbewerb und um 

Schutz von Gewerbe und Beschäftigten im Kanton Bern» zurück.  

Kenntnisnahme. 

12.  GKB Wir möchten bei dieser Gelegenheit auf die wirtschaftlich grosse Bedeutung öffentlicher Beschaffungen hin-

weisen. Diese ist für einen erheblichen Teil der Wirtschaftsleistungen in der Schweiz/im Kanton Bern ver-

antwortlich und hat insbesondere in Krisensituationen eine stützende Wirkung auf die Gesamtwirtschaft.  

Umso befremdlicher ist das Fehlen gut dokumentierter Unterlagen zu diesem Bereich der Wirtschaft. Auf 

Bundesebene finden sich die besten Zahlen in der Antwort auf eine parlamentarische Anfrage von National-

rat Corrado Pardini aus dem Jahr 2017. Der Kanton Bern erhebt die Zahlen nur unvollständig. Eine Verbes-

serung ist mit der Einführung eines neuen Unternehmensressourcenplanungssystems (ERP) in Aussicht 

gestellt. Das ist dringend notwendig. 

Kenntnisnahme. 

Es stimmt, dass zu öffentlichen Beschaffungen im 

Kanton Bern wenig Daten vorliegen – grundsätzlich 

nur die Daten von simap.ch. Vgl. dazu unten zu Ziff. 

35 (WWF). Die Einführung eines ERP-Systems wird 

daran nur (aber immerhin) für die Kantonsverwaltung 

etwas ändern. Allgemein verfügt die Kantonsverwal-

tung aber seit der vor einiger Zeit erfolgten Abschaf-

fung des statistischen Amtes nur über sehr wenig 

Ressourcen zum Führen und Auswerten von Statisti-

ken. Daher wird es auch in Zukunft nicht möglich sein, 

grössere statistische Auswertungen zu öffentlichen 

Beschaffungen zu erstellen.  

13.  GKB Wünsche für die Verordnung  

In der Diskussion um die Verordnung, die auf dem EG IVÖB basiert, sind wir mit der Forderung an die Ver-

waltung gelangt, die Meldepflichten für Subunternehmen zu verschärften. (Siehe Beilage). Die ersten Reak-

tionen sind positiv, so dass wir davon ausgehen, dass unserem Anliegen Folge geleistet wird.  

 

Kenntnisnahme. 

Die Umsetzung dieses Anliegens wird im Rahmen der 

Erarbeitung der Einführungsverordnung geprüft. 
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Beilage: 

Meldepflichten von Unternehmen und Subunternehmen bei öffentlichen Aufträgen  

Beispiel  

Unternehmen A erhält einen öffentlichen Auftrag. Diesen gibt es ganz oder teilweise an Unternehmen B 

weiter. Dieses wiederum überlässt den Auftrag einem Unternehmen C, dieses holt Unternehmen D, damit 

es den Auftrag wirklich ausführt.  

Dieses Beispiel leitet sich von Praktiken ab, wie sie Gewerkschafterinnen und Kontrolleurinnen zum Bei-

spiel bei den Eisenlegern im Bauhauptgewerbe beobachten.  

Vor Ort ist oft nicht nachzuvollziehen, wer für die konkrete Ausführung der Arbeiten verantwortlich ist. Denn 

die erste Anlaufstelle bei Nachfragen, das für den Auftrag verantwortliche Unternehmen A, weiss es oft 

auch nicht. Das erschwert die Kontrolle beträchtlich  

Deshalb ist mit Meldepflichten sicherzustellen, dass Unternehmen A jederzeit weiss, wer den weitergegebe-

nen Auftrag tatsächlich ausführt.  

Deshalb muss  

a) das Unternehmen A bei seinen Subunternehmen die Meldepflicht einfordern. Dies geschieht schriftlich 

bei Weitergabe von Arbeiten.  

b) die Subunternehmen müssen verpflichtet werden, das Unternehmen A zu informieren, wenn s ie den Auf-

trag ganz oder teilweise weitergeben. Dies geschieht ebenfalls schriftlich.  

Die Meldung erfolgt umgehend, jedoch spätestens bei Ausführung der Arbeiten. Verstösse gegen diese Re-

gelung werden geahndet. 

14.  Grüne Grundsätzliches  

Mit der Vorlage soll das national harmonisierte öffentliche Beschaffungsrecht im Rahmen eines Konkordats 

im Kanton Bern eingeführt werden. Die totalrevidierte IVöB entspricht fast vollständig dem Bundesgesetz 

über das öffentliche Beschaffungswesen (BöB), welches das Bundesparlament im Juni 2019 einstimmig an-

nahm.  

Die GRÜNEN Kanton Bern sind erfreut, dass im Beschaffungswesen die ökologischen und sozial nachhalti-

gen Ziele verstärkt und konkretisiert werden. Dies entspricht der Forderung der Motion 124-2016 «Kantona-

les Beschaffungsrecht nachhaltiger ausgestalten!» der GRÜNEN aus dem Jahr 2016, welche am 1.11.2016 

in allen Punkten als Postulat überwiesen wurde. Erstaunlicherweise wird dieser Auftrag im Vortrag nicht er-

wähnt, was noch zu ergänzen wäre.  

Umgesetzt. 

15.  Grüne Die Beschaffungen auf allen Staatsebenen generieren jährlich Aufträge im Umfang von 41 Milliarden Fran-

ken, 80% davon in den Kantonen. Darin wird die Nachhaltigkeit verstärkt, wie dies auch bereits die grüne 

Volksinitiative "Grüne Wirtschaft" aus dem Jahr 2016 forderte. Stärkere Nachhaltigkeitskriterien sind auch 

für die lokale Wirtschaft eine Chance und helfen mit, lokale Arbeitsplätze zu sichern. In den öffentlichen Be-

schaffungen soll nicht mehr das billigste Angebot siegen, sondern der Anbieter, der langfristig gesehen die 

vorteilhaftesten Dienstleistungen und Güter anbietet. Damit wird bei den Beschaffungen das Lebenszyklus-

modell stärker berücksichtigt. Wichtige Verbesserungen gibt es auch im Planungs-, Kreativ- und IT-Bereich 

für Beschaffungen von intellektuellen Dienstleistungen. Ebenfalls wichtig ist die weitgehende Harmonisie-

Kenntnisnahme. 
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rung der Beschaffungsregeln von Bund, Kantonen und Gemeinden. Öffentliche Beschaffungen sind unver-

zichtbare Wettbewerbsgarantien, sind aber für alle Beteiligten auch aufwendig und teuer. Umso wichtiger ist 

die Harmonisierung, weil sie die Transaktionskosten senkt. 

16.  GLP Die Grünliberalen unterstützen den Grundsatz einer stärkeren Ausrichtung des Beschaffungsrechts auf 

Nachhaltigkeit. Damit wird der Qualitätswettbewerb gegenüber dem reinen Preiswettbewerb bei öffentlichen 

Aufträgen gestärkt. Beim Vollzug muss darauf geachtet werden, dass die Kriterien tatsächlich nur auf Nach-

haltigkeit abzielen und nicht zu einem generellen Protektionismus führen. 

Kenntnisnahme. 

17.  HIV I. Ausgangslage  

Das Eidgenössische Parlament hat mit der im Juni 2019 verabschiedeten Totalrevision des Bundesgeset-

zes über das öffentliche Beschaffungswesen (BöB) einen Paradigmenwechsel im Vergabewesen eingelei-

tet. So sollen der Qualitätswettbewerb gegenüber dem Preiswettbewerb gefördert, öffentliche Mittel nach-

haltiger eingesetzt und Tiefpreisangebote stärker überprüft und allenfalls ausgeschlossen werden können. 

Statt bisher das wirtschaftlich günstigste, erhält neu das vorteilhafteste Angebot den Zuschlag. Am 15. No-

vember 2019 hat das Interkantonale Organ für das öffentliche Beschaffungswesen (InöB) die revidierte In-

terkanto- 

nale Vereinbarung über das öffentliche Beschaffungswesen (IVöB 2019) an einer Sonderplenarversamm-

lung verabschiedet.  

Das hier nun vorliegende Einführungsgesetz regelt im Kanton Bern den Beitritt zur und die Einführung der 

IVöB 2019. In den Grundzügen bleibt gemäss Regierungsrat das öffentliche Beschaffungsrecht im Kanton 

Bern auch mit der IVöB 2019 dasselbe.  

II. Stellungnahme  

Aus Sicht des HIV ist erfreulich, dass die Anpassungen des IVöB 2019 zum Wohle der Schweizer Wirt-

schaft beschlossen worden sind. Wir unterstützen die Ziele wie die vorgesehene Rechtsvereinheitlichung, 

die stärkere Berücksichtigung der ökologischen, sozialen und wirtschaftlichen Nachhaltigkeit bei öffentli-

chen Aufträgen und die Stärkung des Qualitätswettbewerbs gegenüber dem Preiswettbewerb.  

Der HIV steht einem Beitritt des Kantons Bern zur revidierten IVöB und zum vorliegenden kantonalen  Ein-

führungsgesetz nicht entgegen. (...) 

Kenntnisnahme. 

18.  Justizleitung Im Grundsatz begrüsst die Justizleitung den Beitritt des Kantons Bern zur Interkantonalen Vereinbarung 

über das öffentliche Beschaffungswesen vom 15. November 2019 (IVöB 2019), regt jedoch an, dass der 

Beitritt unter Vorbehalt der Beibehaltung des zweistufigen Instanzenzugs erfolgt und das EG IVöB entspre-

chend angepasst wird. 

Vgl. zu Ziff. 71 unten (Verwaltungsgericht). 

19.  KSE Bern Wir erlauben uns, als von der Sache direkt betroffene Branche, am eingangs erwähnten Vernehmlassungs-

verfahren teilzunehmen.  

Wir stehen einem Beitritt des Kantons Bern zur revidierten IVöB und dem hierfür vorgelegten kantonalen 

Einführungsgesetz positiv gegenüber. Die IVöB schafft eine fast schweizweite Vereinheitlichung des kanto-

nalen und kommunalen Beschaffungsrechts (und lehnt sich an das Bundesbeschaffungsrecht an), was der 

Rechtssicherheit dienlich ist. In diesem Sinne erachten wir den Gewinn einer interkantonalen Lösung höher 

Kenntnisnahme. 
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ein als einen Berner Alleingang. Auch unterstützen wir das Ziel der IVöB, den Qualitätswettbewerb gegen-

über dem Preiswettbewerb zu stärken. 

20.  Langenthal Wir danken Ihnen für die anerbotene Gelegenheit zur Teilnahme und können Ihnen mitteilen, dass die Stadt 

Langenthal die geplante Vorlage zustimmend zur Kenntnis nimmt. Insbesondere begrüsst werden die 

neuen Möglichkeiten, um die Nachhaltigkeit und einen stärkeren Qualitätswettbewerb bei öffentlichen Be-

schaffungen zu fördern. 

Zur Kenntnis genommen wurden auch die Bestrebungen des Kantons zur weiteren Professionalisierung 

und Zentralisierung seines Knowhows in Sachen Beschaffung. Wir laden Sie diesbezüglich höflich ein, im 

Rahmen Ihrer Bestrebungen zur Professionalisierung auch die umfassende Bereitstellung von Knowhow an 

die Gemeinden und ihrem Beschaffungspersonal in Form von Vorlagen, Handbüchern, Schulungen etc. ein-

zuplanen. 

Kenntnisnahme. 

Das Bereitstellen von Ausbildungsunterlagen und das 

Vermitteln von Ausbildungen ist geplant. 

21.  PKBB / sia / BWA 

(gleichlautende  

Vernehmlassung) 

Wir befürworten den Beitritt des Kantons Bern zur neuen Interkantonalen Vereinbarung über das öffentliche 

Beschaffungswesen (IVöB). Die Angleichung des kantonalen Beschaffungsrechts an die Vorschriften des 

Bundes ist wichtig für die Transparenz und Rechtssicherheit im Submissionswesen.  

Wir begrüssen sodann die neuen Vorschriften auch inhaltlich, als sie die Möglichkeit bieten, vermehrt die 

qualitativen Zuschlagskriterien zu berücksichtigen, was für planerische Leistungen unabdingbar ist. Wir be-

tonen bereits an dieser Stelle unsere Hoffnung, dass mit der Abkehr vom wirtschaftlich günstigsten Angebot 

hin zum vorteilhaftesten Angebot bei den Vergabebehörden auch wirklich ein Umdenken stattfindet. Gerade 

bei planerischen Leistungen steht im Vordergrund, das „richtige“ Angebot zu wählen. Es gehören dazu As-

pekte wie Kreativität, Innovationsgehalt, Lebenszykluskosten u.v.a.m. Die in Art. 29 IVöB neu genannten 

Zuschlagskriterien sind in der Praxis herauszubilden. Es werden diesbezüglich Vollzugshilfen nötig sein, 

andernfalls droht das Risiko, dass die bisherige Praxis gleichwohl fortgeschrieben wird.  

Kenntnisnahme. 

Vgl. zu Ziff. 20 oben (Langenthal). 

22.  Pro Natura Wir unterstützen vollumfänglich die Vernehmlassungseingabe des WWF Bern. Kenntnisnahme (vgl. Ziff. 31). 

23.  RKK Sowohl die Landeskirche als auch die Kirchgemeinden sind dem öffentlichen Beschaffungswesen unter-

stellt. Da das Einführungsgesetz zur Interkantonalen Vereinbarung nicht zu einer grundlegenden Änderung 

des öffentlichen Beschaffungswesens führt, verzichten wir auf eine Umfrage bei unseren Kirchgemeinden.  

Die stärkere Berücksichtigung der ökologischen, sozialen und wirtschaftlichen Nachhaltigkeit bei der 

Vergabe von Aufträgen liegt aber auf jeden Fall im Interesse der Kirche. Durch Einkauf, Verbrauch und 

Wirtschaftsweise klare Zeichen für ökologische und soziale Verantwortung zu setzen, ist für die Katholische 

Kirche auch ein Gebot der Glaubwürdigkeit und wird bereits heute so praktiziert. Die Berücksichtigung von 

ökologischen und sozialen Standards in der Beschaffungspraxis ist ein wichtiger Schritt hin zu einer zu-

kunftsfähigen Entwicklung und sozialer Verantwortung. 

Kenntnisnahme. 

24.  RKOO Die Geschäftsleitung der RKOO unterstützt grundsätzlich die Harmonisierung des öffentlichen Beschaf-

fungswesens. Sie äussert allerdings Bedenken zu erwarteten Auswirkungen wie:  

 Erhöhte Anforderungen an Ausschreibungsverfahren verursachen bei den Gemeinden höhere Kosten.  

Kenntnisnahme. 

Das neue Recht sieht keine erhöhten Anforderungen 

an öffentliche Beschaffungsverfahren vor. Mit höheren 

Kosten für die Verfahren ist daher nicht zu rechnen. 
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25.  RKOO  Qualitätswettbewerb wird zu höheren Preisen führen. Kenntnisnahme. 

Das kann tatsächlich eine Auswirkung von mehr Quali-

tätswettbewerb sein. Die Auftraggeber haben es aber 

weiterhin selbst in der Hand, welche Qualitätsanforde-

rungen sie aufstellen. 

26.  RKOO  Hoher Aufwand für Teilnahme an öffentlichen Ausschreibungen wirkt insbesondere für kleinere Unter-

nehmungen erschwerend (ungewollte Teilnahmeeinschränkung). 

Kenntnisnahme. 

Das neue Recht erhöht den Aufwand für die Teil-

nahme an öffentlichen Beschaffungsverfahren nicht. 

27.  RKOO Die GL bittet die zuständigen kantonalen Stellen ausserdem insbesondere folgende beiden Forderungen 

weiter zu verfolgen und im übergeordneten Recht einzubringen:  

1. Höhere Schwellenwerte; dies würde den Gemeinden grössere Freiheit bei der Vergabe von Aufträgen 

einräumen.  

Kenntnisnahme. 

Wir werden anregen, dass die BVD dies in der BPUK 

thematisiert. Deren Spielraum ist allerdings durch die 

staatsvertraglichen Schwellenwerte beschränkt. 

28.  RKOO 2. Zweite Offertrunde einführen; dies würde eine Kosten senkende Wirkung haben.  Nicht umgesetzt. 

Das Verbot von Abgebotsrunden ist ein Grundsatz des 

interkantonalen Beschaffungsrechts, der nun auch 

vom Bund übernommen wird. Eine schweizweite Ab-

kehr von ihm ist nicht konsensfähig.  

Abgebotsrunden sind auch nicht zwingend kostensen-

kend: Ohne sie muss von Anfang an der beste mögli-

che Preis angeboten werden, mit ihnen liegt der An-

fangspreis höher und muss erst noch heruntergehan-

delt werden. 

29.  SVP Grundsätzlich begrüsst die SVP des Kantons Bern das Einführungsgesetz zur Interkantonalen Vereinba-

rung über das öffentliche Beschaffungswesen (EG IVöB). Für die SVP ist insbesondere die Zielsetzung 

wichtig, dass mit dem revidierten Beschaffungsrecht die Chancen von bernischen Unternehmen zum Erhalt 

von Aufträgen erhöht werden. Deshalb wird auch die Stärkung des Qualitätswettbewerbs gegenüber dem 

Preiswettbewerb sowie die Einführung weiterer Kriterien im Interesse der einheimischen Wirtschaft be-

grüsst. 

(...) 

Kritisch beurteilt die SVP zusätzliche bürokratische Hürden sowie den Umstand, dass z.B. von der Justiz 

bereits jetzt ein zusätzlicher Stellenbedarf angemahnt wird. Bei der Umsetzung in die Praxis sind aus Sicht 

der SVP möglichst schlanke, unbürokratische Regelungen zu etablieren, welche mit dem bestehenden Per-

sonalbudget vollzogen werden können. Die im Vortrag erwähnte Professionalisierung muss sich aus Sicht 

der SVP durch Effizienzgewinne selber finanzieren. Mehrkosten aufgrund des EG IVöB lehnt die SVP ab. 

Kenntnisnahme. 

Dazu ist zu bemerken, dass die von der SVP gefor-

derte Preisniveauklausel (Ziff. 101 unten) Mehrkosten 

für die öffentlichen Auftraggeber und die Anbieter zur 

Folge hätte. 

30.  Thun Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zum Einreichen einer Stellungnahme im obgenannten Vernehmlas-

sungsverfahren. Wir begrüssen das harmonisierte öffentliche Beschaffungsrecht im Grundsatz und stehen 

seiner Einführung im Kanton Bern positiv gegenüber.  

Kenntnisnahme. 

Zu der Einführungsverordnung wird ebenfalls ein Ver-

nehmlassungsverfahren durchgeführt. 
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Nachfolgend nehmen wir gerne zu einzelnen Punkten Stellung. Wir gehen allerdings davon aus, dass die 

Gemeinden bei der Ausarbeitung der Ausführungsbestimmungen zur IVöB durch den Regierungsrat (Art. 4 

Abs. 1 EG IVöB) nochmals konsultiert werden. 

31.  Trubschachen Auszug aus dem Protokoll des Gemeinderates  

Aktuell liegt das Einführungsgesetz zur Interkantonalen Vereinbarung über das öffentliche Beschaffungswe-

sen (EG IVöB) zur Vernehmlassung auf. Mit der Vorlage wird das national harmonisierte öffentliche Be-

schaffungsrecht im Kanton Bern eingeführt. Die total revidierte IVöB entspricht fast vollständig dem Bundes-

gesetz über das öffentliche Beschaffungswesen (BöB), welches das Bundesparlament im Juni 2019 ein-

stimmig annahm. Neben der Rechtsharmonisierung wird das öffentliche Beschaffungsrecht damit auch me-

thodisch modernisiert und stärker auf nachhaltige öffentliche Beschaffungen sowie auf mehr Qualitäts - statt 

Preiswettbewerb ausgerichtet. Eingaben sind noch bis am 1. August 2020 möglich.  

Die Gemeinden sind ebenfalls von den Änderungen betroffen, da diese bei künftigen Beschaffungen eben-

falls angewandt werden müssen.  

Beschluss:  

1. Die Änderungen werden zustimmend zur Kenntnis genommen.  

2. Geht mit Protokollauszug an: Finanzdirektion, thomas.fischer@be.ch (gilt als Vernehmlassungseingabe)  

Kenntnisnahme. 

32.  VBBG Der VBBG vertritt die Interessen der rund 300 Burgergemeinden und der burgerlichen Korporationen im 

Kanton Bern. Die Burgergemeinden und Korporationen sind öffentlich-rechtliche Körperschaften und unter-

stehen deshalb auch dem öffentlichen Beschaffungswesen.  

Der VBBG unterstützt das vorliegende Einführungsgesetz in der neuen Interkantonalen Vereinbarung über 

das öffentliche Beschaffungswesen (IVöB).  

Gegenstand der Vernehmlassung:  

Um das öffentliche Beschaffungswesen der Kantone zu modernisieren und es mit dem Recht des Bundes 

zu harmonisieren, wurde die interkantonale Vereinbarung über das öffentliche Beschaffungswesen (nachfol-

gend IVöB 2019) totalrevidiert. Die derzeit geltenden Erlasse, das ÖBG und das ÖBV werden mit der Ein-

führung des EG IVöB ersetzt. Die Ausführungsbestimmungen zur IVöB werden in der entsprechenden Aus-

führungsbestimmung der EV IVöB festgehalten. 

(...) 

Fazit 

Der VBBG unterstützt das vorliegende Einführungsgesetz mit den entsprechenden Änderungen in der 

neuen Interkantonalen Vereinbarung über das öffentliche Beschaffungswesen (IVöB). Die weitgehende Har-

monisierung sowie die Überführung der staatsvertraglichen Verpflichtungen ins nationale Recht, des öffent-

lichen Beschaffungswesen ist aus unserer Sicht sinnvoll.  

Der VBBG begrüsst das politische Ziel für mehr Qualitätswettbewerb statt reinem Preiswettbewerb. Das be-

sondere Augenmerk auf die Anerkennung der nachhaltigen Beschaffung (ökologische, soziale und wirt-

schaftliche Nachhaltigkeit) ist wichtig, dass bei Projekten auch lokale Produzenten und Produkte (bspw. re-

gionales Holz) berücksichtigt werden. Im Weiteren sind auch die verschärften Anforderungen an die Einhal-

tung von Arbeitsschutzbestimmungen, der Arbeitsbedingungen, der Lohngleichheit und des Umweltschut-

zes (inkl. der entsprechenden Inpflichtnahme von Subunternehmern) zielführend. 

Kenntnisnahme. 
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33.  VBBG Der Regierungsrat hält fest, dass bei öffentlichen Beschaffungen dafür ausgebildetes Fachpersonal benötigt 

wird. Gerade bei standardisierten und einfachen Beschaffungen (bspw. Beschaffung von Kommunalfahr-

zeugen), soll der Beschaffungsprozess so einfach wie möglich gehalten werden. Auch kleinere Körper-

schaften sollen ohne grossen Aufwand beschaffen können. Der VBBG fordert deshalb vom Kanton, dass er 

Hilfestellung in Form von Mustervorlagen und allfälligen Mustereignungs- und Zuschlagskriterien zur Verfü-

gung stellt. 

Kenntnisnahme. 

Vgl. zu Ziff. 20 oben (Langenthal). 

34.  WWF Der WWF begrüsst das Einführungsgesetz zur Interkantonalen Vereinbarung über das öffentliche Beschaf-

fungswesen.  

Als Zusatz wünscht der WWF, dass im Gesetz ein Artikel ergänzt wird, der ein Controlling der öffentlichen 

Beschaffung sicherstellt.  

Der WWF ist folglich auch mit der Aufhebung des bisherigen Gesetzes über das öffentliche Beschaffungs-

wesen einverstanden.  

Mit der öffentlichen Beschaffung bilden die Kantone und Gemeinden zusammen mit dem Bund eine wich-

tige wirtschaftliche Kraft. Mit allen Beschaffungen kann die öffentliche Hand den Markt bewegen und somit 

wichtige nachhaltige Aspekte einbringen. Aus unserer Sicht sind die verfolgten politischen Ziele, insbeson-

dere die stärkere Berücksichtigung der ökologischen Nachhaltigkeit bei öffentlichen Aufträgen eminent 

wichtig.  

Wir begrüssen es auch, dass die IVöB neben Eignungs- und Zuschlagskriterien neu auch die in der Praxis 

bereits verwendete Kategorie der technischen Spezifikationen erwähnt, womit Zuschlagskriterien ausdrück-

lich auch ökologischer Natur sein können. Diese können beispielsweise den maximalen Energieverbrauch 

oder CO2-Ausstoss umfassen, aber auch die Forderung nach vegetarischem oder fleischarmem, saisona-

lem Essen in Mensen oder Kindertagestätten. Die vorgesehene Zentralisierung und Professionalisierung 

auf kantonaler Ebene werden die Umsetzung des Gesetzes unterstützen. Zusätzlich ist sicherzustellen, 

dass die Professionalisierung auch auf kommunaler Ebene verbessert wird.  

Kenntnisnahme. 

(Zur Frage des Controlling vgl. sogleich unten.) 

35.  WWF Mit einem Controlling der öffentlichen Beschaffung soll zudem ersichtlich werden, welche  

Beschaffungsstelle eine preiswettbewerbsorientierte und welche eher eine qualitätswettbewerbsorientierte  

Vergabekultur pflegt. Dafür soll die Gewichtung des Preises gemessen an der Gesamtheit der  

Zuschlagskriterien erfasst werden. Ein regelmässiger Controlling-Bericht, der die Gewichtung bei der  

Beschaffung beispielsweise in 3-4 Kategorien einteilt, schafft Transparenz und kann mit der Zeit eine  

Harmonisierung unter den Beschaffungsstellen bringen. 

Zurzeit nicht umgesetzt. 

Es trifft zu, dass das Beschaffungscontrolling (also die 

systematische Überprüfung der Rechtmässigkeit, 

Nachhaltigkeit und Wirtschaftlichkeit von öffentlichen 

Beschaffungen) im Kanton Bern noch am Anfang 

steht. Das ist vor allem ein Problem der Datenlage: 

Sowohl in der Kantonsverwaltung wie auch in Bezug 

auf alle öffentlichen Auftraggeber liegen (ausser den 

relativ wenigen auf simap.ch publizierten Daten) nicht 

genügend Daten über öffentliche Beschaffungen in 

einheitlicher und elektronischer Form vor, um sie sinn-

voll auswerten zu können. Die manuelle Datenerfas-

sung zu Controllingzwecken wird wegen des damit 

verbundenen Mehraufwands von den Auftraggebern 

abgelehnt. Die Kantonsverwaltung wird sich sowohl 

verwaltungsintern (mit der laufenden Einführung der 
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ERP-Software SAP) wie auch national (mit der geplan-

ten Überarbeitung der Beschaffungsplattform 

simap.ch) damit auseinandersetzen, wie ohne grossen 

Mehraufwand im Rahmen digitalisierter Beschaffungs-

prozesse die für ein Controlling nötigen Daten mit er-

hoben werden können. Auch dann wird es aber kaum 

möglich sein, komplexe Aspekte wie die Gewichtung 

der Qualität zu messen. Auch bei einer Preisgewich-

tung von 100% kann die Qualität bei anspruchsvollen 

Muss-Kriterien («technischen Spezifikationen») eine 

hohe Bedeutung haben. 

36.  VCS Der VCS schliesst sich der Stellungnahme des WWF Bern an und unterstützte dessen Anregungen und 

Forderungen.  

In Anbetracht des fortschreitenden Klimawandels ist es zwingend nöt ig, Beschaffungen an ökologische Kri-

terien zu knüpfen. Der VCS nimmt wohlwollend zur Kenntnis, dass der Kanton im Bereich Mobilität diesbe-

züglich bereits einige Massnahmen ergriffen hat (Bericht Reduktion des Energieverbrauchs im Verkehr, 

Umsetzungsbericht 2019 und Massnahmen 2020-2024 vom 25.6.2020). Vom neuen Gesetz erhoffen wir 

uns, dass der Energieverbrauch nicht nur in der kantonseigenen Flotte gesenkt werden kann, sondern dass 

auch ökologische Kriterien für die Anlieferung jeglicher Güter festgelegt werden können. 

Kenntnisnahme (vgl. Ziff. 31). 

4. Bemerkungen zur IVöB 

4.1 Allgemeine Bemerkungen zur IVöB 

Nr. Absender Bemerkung/Forderung Art der Berücksichtigung 

37.  BDP Nachhaltigkeit: Die neue Bestimmung in der Vereinbarung bezüglich wirtschaftlichen, ökologischen und so-

zialen Aspekten (Nachhaltigkeit) unterstützt die BDP ausdrücklich. Wenn solche Kriterien bei der Bewer-

tung von Angeboten vermehrt berücksichtigt werden können, haben regionale Unternehmungen vermehrt 

Chancen für Zuschläge von kantonalen oder kommunalen Aufträgen. 

Kenntnisnahme. 

38.  BDP Lohngleichheit (Kap. 3): Diese Bestimmung erachten wir als sehr wichtig in der Vereinbarung. Allerdings 

stellen wir uns die Frage, auf welcher Basis die Löhne verglichen werden können. Ein absoluter Lohnver-

gleich mit den Billiglohnländern ist wohl rechtlich nicht zulässig.  

Kenntnisnahme. 

Die IVöB verlangt die Einhaltung der Lohngleichheit 

von Frauen und Männern innerhalb desselben Unter-

nehmens (Art. 12 Abs. 1), und zwar im Inland wie im 

Ausland. Sie verlangt aber nicht (unter dem Vorbehalt 



Nicht klassifiziert | Letzte Bearbeitung: 08.05.2020 | Version: 7 | Dok.-Nr.: 99047452 | Geschäftsnummer: 2019.KAIO.520 18/40 

allfälliger GAV) gleiche oder vergleichbare Löhne un-

terschiedlicher Anbieter oder in unterschiedlichen Län-

dern. 

39.  BDP Ausbildung: Bei den Ausschreibungen muss ein mitentscheidendes Kriterium das Angebot von Ausbil-

dungsplätzen in einem Unternehmen sein. Solche Unternehmen müssen in einem gewissen Rahmen einen 

Vorteil haben. 

Bereits umgesetzt. 

Art. 29 Abs. 2 IVöB sieht vor: «Ausserhalb des Staats-

vertragsbereichs kann der Auftraggeber ergänzend be-

rücksichtigen, inwieweit der Anbieter Ausbildungs-

plätze für Lernende in der beruflichen Grundbildung, 

Arbeitsplätze für ältere Arbeitnehmende oder eine 

Wiedereingliederung für Langzeitarbeitslose anbietet.» 

Ob und bei welchen Aufträgen das umzusetzen ist, 

müssen – mit Rücksicht auf die Gemeindeautonomie – 

die einzelnen Auftraggeber (Kanton, Gemeinden, etc.) 

im Rahmen ihrer jeweiligen Beschaffungspolitik ent-

scheiden. 

40.  BDP Subunternehmen: Nach Ansicht der BDP Kanton Bern muss bei den Eingaben von Angeboten klar dekla-

riert werden, wer die Aufträge ausführt. Oft stellen wir fest, dass einzelne Aufträge an Subunternehmen 

weitergegeben werden um günstiger offerieren zu können. Die Subunternehmen müssen zwingend die ge-

forderten Kriterien erfüllen. 

Bereits umgesetzt. 

Die IVöB verlangt in Art. 26 Abs. 1, dass der Auftrag-

geber sicherstellt, dass die Anbieter und ihre Subun-

ternehmer die Teilnahmebedingungen einhalten. Ent-

sprechende Ausführungsbestimmungen werden ge-

prüft (s. Ziff. 13, GKB). 

41.  Bern Die Stadt Bern begrüsst den Paradigmenwechsel weg vom reinen Preiswettbewerb hin zu einem Qualitäts-

wettbewerb. Entsprechende Anpassungen in der neuen Interkantonalen Vereinbarung über das öffentliche 

Beschaffungswesen (IVöB) werden deshalb positiv gewertet. Auch die Aufnahme zur Einhaltung der Kern-

abkommen der internationalen Arbeitsorganisation (ILO) und weiterer wesentlicher internationaler Arbeits-

standards sowie der Einhaltung der Umweltschutzbedingungen sind ein wichtiger Schritt in die richtige 

Richtung. Generell ist der Gemeinderat erfreut, dass der Zweck der neuen beschaffungsrechtlichen Grund-

lage der nachhaltige Einsatz der öffentlichen Mittel ist. Der Gemeinderat erachtet es deshalb als wichtig, 

dass der Zweck der nachhaltigen Beschaffungen in die Ausführungsbestimmungen der kantonalen Rege-

lung Eingang findet. 

(...) 

Die Stadt Bern stellt aber auch einige kritische Elemente in der neuen IVöB fest und bittet die nachfolgen-

den Fragen/Punkte einlässlich zu erörtern: (...) 

Kenntnisnahme. 

42.  Bern Die bisher vom kantonalen Recht vorgesehenen Zertifikate über die Erbringung der Nachweise für die Teil-

nahme an Beschaffungsverfahren und die Erbringung der Nachweise als solche sind in der IVöB nicht mehr 

vorgesehen. Im Rahmen der Erarbeitung der Ausführungsbestimmungen soll geprüft werden, ob der Bedarf 

dafür weiterhin besteht. Der Gemeinderat ist auch hier der Meinung, dass ein fairer Wettbewerb nur unter 

Erbringung der entsprechenden Zertifikate respektive Nachweise gewährleistet werden kann. Auch kann 

Kenntnisnahme. 

Die Zertifikate sind in der Einführungsverordnung wei-

terhin vorgesehen. 
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die Überprüfung, ob die Auftragnehmerin ihren Verpflichtungen gegenüber der öffentlichen Hand und den 

Arbeitnehmenden nachgekommen ist, durch die Vergabestelle nur anhand der Nachweise erfolgen. Die Er-

fahrung der Stadt zeigt, dass etliche Firmen diese Nachweise trotz anderslautenden Selbstdeklarationsaus-

künften nicht erbringen können. Mit einer Auftragsvergabe ohne vorherige Prüfung der Nachweise geht die 

öffentliche Hand ein erhebliches Reputationsrisiko ein. 

43.  Bern Dies gilt insbesondere auch für die Einhaltung der Lohngleichheit zwischen Frau und Mann. Mit der Unter-

zeichnung der «Charta zur Lohngleichheit im öffentlichen Sektor» haben sowohl der Kanton als auch die 

Stadt Bern zugesichert, die Einhaltung der Lohngleichheit im Rahmen des öffentlichen Beschaffungs- 

und/oder Subventionswesens durch die Einführung von Kontrollmechanismen zu unterstützen. Der Ge-

meinderat regt daher an, dieses Anliegen im Rahmen des EG IVöB nun umzusetzen und – analog zu den 

Kontrollmechanismen im kantonalen Staatsbeitragswesen – die gesetzliche Grundlage für Lohngleichheits-

kontrollen im Beschaffungswesen zu schaffen. Auch würde er es begrüssen, wenn Stadt und Kanton hin-

sichtlich Zertifikat, verlangter Nachweise und Kontrollpraxis im Interesse der anbietenden Unternehmen 

eine weitgehende Harmonisierung erreichen könnten. Die im Rahmen des städtischen Beschaffungswe-

sens 2018 und 2019 durchgeführten Lohngleichheitskontrollen orientierten sich an den Prüfstandards des 

Bundes und werden von diesem und anderen kontrollierenden Gemeinwesen anerkannt und umgekehrt. 

Dies mindert den Aufwand für Anbietende und fördert nachweislich die Akzeptanz der Kontrollen.  

Falls der Kanton auf eine Harmonisierung bei den Nachweisen und auf die Einführung von Kontro llmecha-

nismen zur Lohngleichheit verzichtet, ist sicherzustellen, dass das neue Einführungsgesetz und die zuge-

hörigen Ausführungsbestimmungen es der Stadt weiterhin ermöglichen, weitergehende Nachweise zur Ein-

haltung der Lohngleichheit zu verlangen und stichproben- oder risikobasierte Lohngleichheitskontrollen 

durchzuführen. Wie an einer gemeinsamen Sitzung zwischen den Vergabestellen und den Gleichstellungs-

behörden der Stadt und des Kantons erläutert, möchte die Stadt auch künftig auf eine Kombination von 

Nachweisen und Kontrollen setzen. Dieses Vorgehen wendet sie im Sinne der Gleichbehandlung aller An-

bietenden auch bei KMU mit weniger als 100 Mitarbeitenden an, an welche sie einen Grossteil der Aufträge 

vergibt, und die von der ab 1. Juli 2020 geltenden Pflicht zur Lohngleichheitsanalyse nach Gleichstellungs-

gesetz ausgenommen sind. Zudem wird mit den Lohngleichheitsanalysen nach Gleichstellungsgesetz eine 

formelle Kontrolle durchgeführt, wobei es sich bei den Strichproben um materielle Kontrollen handelt. Nicht 

zuletzt benötigt auch die Vergabestelle einen Nachweis welcher belegt, ob die Lohngleichheit eingehalten 

ist oder nicht. 

Kenntnisnahme. 

Die Nachweise einschliesslich derjenigen zur Lohn-

gleichheit sind Gegenstand der Einführungsverord-

nung. 

Vgl. zur Frage der Kontrolle der Lohngleichheit Ziff. 98 

unten (Grüne). 

44.  eGov-Schweiz Aus einer übergreifenden Perspektive begrüsst der Verein eGov Schweiz die Harmonisierung und Weiter-

entwicklung der öffentlichen Beschaffung mit der interkantonalen Vereinbarung. Die Harmonisierung schafft 

eine höhere Rechtssicherheit für die Beteiligten.  

Harmonisiert wird insbesondere auch die Möglichkeit, elektronische Eingaben zuzulassen. Damit ebnet die 

Vereinbarung auch den Weg zu elektronischen Eingabe- und Evaluationsprozessen in der Beschaffung.  

Positiv herauszustreichen ist, dass Vorbefassung nun nicht mehr einem Ausschluss aus dem Verfahren 

führt, wenn Informationsvorteile ausgeglichen werden können. Damit muss nicht mehr in der Vorbereitung 

von Projekten aus Verfahrensgründen auf wichtiges Expertenwissen verzichtet werden.  

Die neue Fassung der Zuschlagskriterien nimmt aus unserer Sicht zu wenig Rücksicht auf die spezifische 

Situation bei der Beschaffung von digitalen Leistungen: Globale Dienstleister haben die Möglichkeit, ihre 

Kenntnisnahme. 

Zu bemerken bleibt, dass es auch im neuen Recht den 

einzelnen Auftraggebern überlassen bleibt, ob sie Re-

ferenzen einfordern und wie sie sie gewichten. Die 

IVöB 2019 macht dazu keine Vorgaben. Sie verbessert 

die Position der Anbieter aber dadurch, dass es neu 

verboten ist, nur Referenzen zuzulassen, die aus dem 

öffentlichen Sektor stammen (Art. 27 Abs. 4 IVöB). 
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Kosten für Infrastrukturen viel breiter abzuwälzen, sodass kleine lokale Anbieter massive Nachteile bei der 

Preisgestaltung haben. Die hohe Gewichtung von Referenzen bevorzugt zusätzlich grosse, etablierte An-

bieter gegenüber den kleineren lokalen Firmen, die mit neuen Lösungsansätzen am Markt sind. Wir haben 

aber zur Kenntnis genommen, dass diese Aspekte Teil der interkantonalen Vereinbarung und damit nicht 

Gegenstand der Vernehmlassung sind. 

45.  Grüne Kapitel 1: Die GRÜNEN Kanton Bern begrüssen insbesondere die Anpassungen im Zweckartikel, wonach 

die ökologischen und sozial nachhaltigen Ziele verstärkt und konkretisiert werden.  

(...) 

Kapitel 3: Die GRÜNEN Kanton Bern begrüssen ausdrücklich, dass die Einhaltung der Arbeitsschutzbe-

stimmungen, der Lohngleichheit und des Umweltrechtes konkreter formuliert sind und diese Vorgaben ex-

plizit auch für Subunternehmen gelten.  

Kapitel 4: Die GRÜNEN Kanton Bern begrüssen, dass bei den Vergabekriterien ein einheitlicher Schwellen-

wert von 150'000 CHF gilt. 

Kenntnisnahme. 

46.  SP Die Schweiz muss das neue Übereinkommen der Welthandelsorganisation ratifizieren, um weiterhin Zu-

gang zum öffentlichen Beschaffungsmarkt im Ausland zu haben. Dass Bund und Kantone diesen Moment 

nutzen, um das öffentliche Beschaffungsrecht inhaltlich zu harmonisieren, begrüsst die SP Kanton Bern 

sehr. Damit werden in allen Kantonen und auch für den Bund die gleichen Voraussetzungen gelten. Mit 

dem EG IVöB wird die Voraussetzung geschaffen, als Kanton der interkantonalen Vereinbarung beizutre-

ten, damit das vereinheitlichte Beschaffungsrecht auch im Kanton Bern gilt.  

Das bisherige Beschaffungsrecht ist zum Teil schwierig anwendbar und soll mit der neuen Vorlage einfa-

cher anwendbar werden. Was sich in der Praxis bereits bewährt hat, soll gesetzlich festgeschrieben wer-

den.  

Ganz wesentlich ist aus unserer Sicht, dass mit dem neuen Gesetz Qualität und Nachhaltigkeit (wirtschaft-

lich wie sozial) mehr Gewicht bekommen und nicht mehr ausschliesslich der Preis das entscheidende Krite-

rium für einen Zuschlag bildet.  

Fazit: Die SP Kanton Bern unterstützt den Beitritt zur Interkantonalen Vereinbarung über das öffentliche 

Beschaffungswesen. Wir unterstützen im Übrigen sehr, dass die Gewerkschaften in die Begleitgruppe zur 

Erarbeitung der Ausführungsbestimmungen miteinbezogen werden. Zur konkreten Umsetzung werden wir 

uns im Rahmen der Beratung des Einführungsgesetzes äussern, sobald die Umsetzungsverordnung be-

kannt ist. 

Kenntnisnahme. 

 

4.2 Bemerkungen zu einzelnen Bestimmungen der IVöB 

Nr. Absender Bemerkung/Forderung Art der Berücksichtigung 

47.  Thun Art. 2 IVöB: Neu werden neben dem Preis auch ökologische, soziale und wirtschaftliche Nachhaltigkeit und 

die Qualität in Ausschreibungen berücksichtigt werden können. Dies ist grundsätzlich positiv, erhöht aber 

Kenntnisnahme. 
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auch die Anzahl der Zuschlagskriterien, deren Zusammenspiel und generell die Komplexität von Beschaf-

fungen. 

48.  Berner KMU Art. 12 Einhaltung der Arbeitsschutzbestimmungen, der Arbeitsbedingungen, der Lohngleichheit und des 

Umweltrechts  

Art. 12 IVöB 2019 sieht gegenüber dem heute geltenden Recht einige Verschärfungen vor.  

Die Subunternehmer sind verpflichtet, die Anforderungen nach Art. 12 Abs. 1 bis 3 einzuhalten.  Diese Ver-

pflichtungen sind in die Vereinbarungen zwischen den Anbietern und den Subunternehmern au fzunehmen.  

Der Auftraggeber kann die Einhaltung der Anforderungen nach Art. 12 Abs. 1 bis 3 kontrollieren oder die 

Kontrolle Dritten übertragen, soweit diese Aufgabe nicht einer spezialgesetzlichen Behörde oder einer an-

deren geeigneten Instanz, insbesondere einem paritätischen Kontrollorgan, übertragen wurde.  

Für die Durchführung dieser Kontrollen kann der Auftraggeber der Behörde oder dem Kontrollorgan die er-

forderlichen Auskünfte erteilen sowie Unterlagen zur Verfügung stellen.  

Auf Verlangen hat der Anbieter die erforderlichen Nachweise zu erbringen. 

Die mit der Einhaltung der Anforderungen nach Art. 12 Abs. 1 bis 3 befassten Behörden und Kontrollorgane 

erstatten dem Auftraggeber Bericht über die Ergebnisse der Kontrollen und über allfällige getroffene Mass-

nahmen.  

Wir begrüssen die in der IVöB enthaltenen verschärften Anforderungen an die Einhaltung von Arbeits-

schutzbestimmungen, der Arbeitsbedingungen, der Lohngleichheit und des Umweltschutzes ausdrücklich,  

inkl. die entsprechende Inpflichtnahme von Subunternehmern. 

Kenntnisnahme. 

 

49.  VBG 

(Steffisburg gleichlau-

tend ab Abs. 2)  

Art. 9: An der Besprechung mit Thomas Fischer vom 17.6.20 wurde man sich einig, dass auch die Gemein-

den „spezialgesetzliche“ Bestimmungen erlassen können, nicht nur der Kanton. Auch kommunales Recht 

gilt demnach als kantonales Recht im Sinne von Art. 9.  

Es darf nicht sein, dass die Gemeinden, beispielsweise bei der interkommunalen Zusammenarbeit, eine 

rechtliche selbständige Aufgabenträgerschaft gründen (Gemeindeverband, AG, Gemeindeunternehmen, 

etc.), um gewisse Aufgaben (Schule, Feuerwehr, Ver- und Entsorgung, Sportinfrastruktur) dieser Träger-

schaft zu übertragen, und diese Aufgabenübertragung muss dann gemäss Art. 9 ausgeschrieben werden. 

Die Übertragung kann mittels Reglement erfolgen, damit wird die Pflicht zur Ausschreibung hinfällig.  

Vorbehalten bleiben zudem andere Tatbestände, welche eine Ausschreibung ohne Schaffung einer gesetz-

lichen Grundlage hinfällig machen. Zu denken ist namentlich an In-state-Geschäfte oder Aufgabenübertra-

gungen an Behinderteninstitutionen, Organisationen der Arbeitsintegrat ion und Wohltätigkeitseinrichtungen.  

Die kommunalen Verbände schlagen vor, dass der Regierungsrat in seinem Vortrag zum EG IVöB an den 

Grossen Rat festhält, dass es auch den Gemeinden möglich ist, zur Aufgabenübertragung eine eigene 

Rechtsgrundlage (Reglement) zu erlassen, damit diese den Vorgaben von Art. 9 vorgehen. Im Wortlaut 

werden zwar nur die spezialgesetzlichen Bestimmungen von Bund und Kantonen vorbehalten, aber die be-

deutet sicher nicht, dass damit die Gemeinden als „Gesetzgeberinnen“ ausgeschlossen wären. Ganz allge-

mein gilt der Grundsatz, dass die Gemeinden immer dann Recht setzen können, wenn dies nicht ausdrück-

lich ausgeschlossen ist. 

Umgesetzt. 

Im Vortrag wird festgehalten, dass auch Gemeinden 

durch Erlass i.S.v. Art. 9 IVöB öffentliche Aufgaben 

(mit Erfüllungsverantwortung) übertragen können. Der 

Empfänger wird damit seinerseits zum öffentlichen 

Auftraggeber. 

50.  Bern Bei der Übertragung öffentlicher Aufgaben und der Verleihung von Konzessionen muss die Stadt die Ge-

wissheit haben, dass auch sie «spezialgesetzliche» Bestimmungen erlassen kann, nicht nur der Kanton. 

S. oben Ziff. 49 (VBG). 
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Für die Stadt ist zwingend, dass beispielsweise im Vortrag zum Einführungsgesetz eine Präzisierung zu 

Artikel 9 IVöB dahingehend erfolgt, dass nebst den Kantonen auch die Gemeinden die Kompetenz erhal-

ten, Aufgabenübertragungen oder Verleihungen von Konzessionen mittels spezialgesetzlichen Bestimmun-

gen zu regeln.  

51.  RKOO Die GL der RKOO unterstützt zudem die Eingaben der Bernischen Kommunalverbände. Insbesondere  

sollen Gemeinden, welche für eigene Aufgaben oder Aufgaben der interkommunalen Zusammenarbeit  

rechtlich selbständige Trägerschaften gründen, diese Aufgaben nicht öffentlich ausschreiben müssen. In  

solchen Fällen muss eine Ausschreibung explizit hinfällig sein (Art. 9). 

S. oben Ziff. 49 (VBG). 

52.  Thun Art. 9 IVöB: Hierzu sollte im EG IVöB klar festgehalten werden, dass die Gemeinden gleich behandelt wer-

den wie Bund und Kantone bzw. dass auch kommunales Recht als kantonales Recht im Sinne dieser Be-

stimmung gilt. 

S. oben Ziff. 49 (VBG). 

53.  VBBG Ausnahmen, Art. 10 

Die öffentlich-rechtlichen Vorsorgeeinrichtungen des Bundes, der Kantone und Gemeinden sind von der 

öffentlichen Beschaffung ausgenommen.  

Gemäss Kantonsverfassung des Kantons Bern Art. 107, sind Burgergemeinden öffentlich-rechtliche Kör-

perschaften. Daraus schliessen wir, dass Vorsorgeeinrichtungen der Burgergemeinden sinngemäss eben-

falls nicht dem öffentlichen Beschaffungswesen unterstellt werden. Ansonsten fordert der VBBG um eine 

Ergänzung, dass auch die Vorsorgeeinrichtungen der Burgergemeinden nicht dem öffentlichen Beschaf-

fungswesen unterstellt werden. 

Kenntnisnahme. 

Die Burgergemeinden sind Gemeinden des Kantons 

Bern. U.E. sind ihre Vorsorgeeinrichtungen daher 

ebenfalls von der Ausnahme in Art. 10 IVöB erfasst. 

54.  VBBG Abgebotsbereinigung (Art. 11 lit d IVöB 2019) 

Reine Preisverhandlungen (sog. Abgebotsrunden) bleiben auch weiterhin verboten. Der VBBG begrüsst 

sehr, dass die in der Praxis bereits genutzte Möglichkeit der Angebotsbereinigung eingeführt respektive 

«legalisiert» wird. 

Kenntnisnahme. 

55.  Thun Art. 14 IVöB: Der Lockerung der bisherigen strengen Praxis der Vorbefassung, insbesondere betreffend 

Marktabklärung, stehen wir positiv gegenüber. Damit wird den Auftraggebenden eine einfachere und gründ-

lichere Marktabklärung und dadurch eine besser dem Markt angepasste Ausschreibung ermöglicht.  

Kenntnisnahme. 

56.  VBBG Lockerung Vergabeverfahren (Art. 14 Art. 1 IVöB) 

Wir erachten es als sinnvoll, dass Anbieter, welche an der Vorbereitung eines Vergabeverfahrens beteiligt 

waren, trotzdem für ein Angebot zugelassen sind, falls ihr Vorteil ausgeglichen werden kann oder sonst 

kein Wettbewerb möglich ist. 

Kenntnisnahme. 

57.  Thun Art. 16 IVöB: Ebenfalls positiv erachten wir, dass die Schwellenwerte für Dienstleistungen und Lieferungen 

nun auch für das freihändige Verfahren vereinheitlicht werden. Damit verlieren die bisherigen z.T. heiklen 

Abgrenzungsfragen zwischen diesen beiden Auftragsarten an Bedeutung. 

Kenntnisnahme. 

58.  VBBG Schwellenwerte (Art. 16 IVöB) Kenntnisnahme. 
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Die Erhöhung des Schwellenwerts für das freihändige Verfahren für Lieferungen und damit Angleich mit 

den Dienstleistungen, auf CHF 150'000, wird vom VBBG unterstützt. Es trägt dem hohen Aufwand für die 

öffentliche Beschaffung Rechnung. 

59.  VBBG Folgebeschaffung (Art. 21 IVöB) 

Ebenfalls begrüsst der VBBG, dass bei Folgebeschaffungen neu die freihändige Vergabe gilt. Diese Rege-

lung ist immer dann zulässig, wenn Leistungen zur Ersetzung, Ergänzung oder Erweiterung bereits er-

brachter Lieferungen, Bau- oder Dienstleistungen dem ursprünglichen Anbieter vergeben werden müssen, 

weil ein Anbieterwechsel aus wirtschaftlichen oder technischen Gründen nicht möglich ist, erhebliche 

Schwierigkeiten bereitet oder substanzielle Mehrkosten nach sich ziehen würde  (Art. 21 Abs. 2 lit. e IVöB 

2019). 

Kenntnisnahme. 

60.  Thun Art. 23 – 25 IVöB: Diese neuen Beschaffungsmethoden bieten den Auftraggebenden neue Möglichkeiten, 

was im Einzelfall von Nutzen sein kann. 

 

Kenntnisnahme. 

61.  VBBG Vergabeanforderungen (Art. 26-34 IVöB 2019) 

Nach altem Recht stand die Wirtschaftlichkeit des Angebotes im Vordergrund (Art. 30 ÖBV). In Art. 29 IVöB 

2019 finden sich eine Vielzahl weiterer Zuschlagskriterien, die berücksichtigt werden können. Namentlich 

können Zuschlagskriterien im Bereich der Nachhaltigkeit festgelegt werden.  

Der VBBG unterstützt solche Nachhaltigkeits-Zuschlagskriterien. Wichtig ist hingegen, dass solche Krite-

rien einfach prüf- und nachweisbar sind und sich beispielsweise auf gängige Labels abstützen. Ebenfalls 

begrüsst wird das neu mögliche Kriterium «Plausibilität des Angebots» (Musterbotschaft S. 68) und die 

Möglichkeit des Ausschlusses von «Dumpingangeboten». 

Kenntnisnahme. 

62.  Thun Art. 28 IVöB: Wir begrüssen die Möglichkeit, ein solches Verzeichnis über die geeigneten Anbieter zu füh-

ren. Im Hinblick auf die zu erarbeitenden Ausführungsbestimmungen durch den Regierungsrat regen wir 

aber an, den Anbietenden wie bisher Zertifikate über die Erbringung der gebräuchlichen Nachweise zu er-

möglichen. 

Kenntnisnahme. 

S. oben Ziff. 42 (Bern). 

63.  PKBB / sia / BWA 
(gleichlautende  
Vernehmlassung) 

Bietergemeinschaften und Subunternehmer (Art. 31):  

Der Ausschluss von Bietergemeinschaften und Subunternehmern soll – wo angebracht – möglich sein. Wir 

betonen aber, dass bei Planerleistungen ein Ausschluss in aller Regel aber nicht erfolgen darf, ansonsten 

viele Planerbüros faktisch nicht mitwirken können. Auch Mehrfachbewerbungen müssen regelmässig zuläs-

sig sein (z.B. bei Landschaftsarchitekturleistungen). Andernfalls wird der Wettbewerb empfindlich einge-

schränkt. Wir fordern die Vergabebehörden auf, Art. 31 IVöB entsprechend grosszügig zu handhaben.  

Kenntnisnahme. 

64.  Thun Art. 35 IVöB: Die Zwei-Couvert-Methode erachten wir als interessante Neuerung. Damit wird verhindert, 

dass sich die Auftraggebenden bei der Qualitätsbewertung bewusst oder unbewusst doch vom Preis leiten 

lassen. 

Kenntnisnahme. 
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65.  PKBB / sia / BWA 
(gleichlautende  
Vernehmlassung) 

Inhalt der Ausschreibung (Art. 38):  

Wir begrüssen, die explizite Erwähnung der Zwei-Couvert-Methode (Abgabe von Leistung und Preis in zwei 

separaten Umschlägen). Wir hätten uns in der IVöB indessen eine etwas detailliertere Regelung für solche 

Verfahren gewünscht. 

Kenntnisnahme. 

66.  Thun Art. 43 IVöB: Ein Verfahren dann abbrechen zu können, wenn die eingereichten Angebote keine wirtschaft-

liche Beschaffung erlauben oder den Kostenrahmen deutlich überschreiten, bringt den Gemeinden eine ge-

wisse Erleichterung und schützt sie vor allfälligen Beschwerden oder Schadenersatzklagen. Gleiches gilt 

für den Fall, dass der Auftraggeber das beabsichtigte Vorhaben nicht mehr verwirklichen will (z.B. wenn der 

erforderliche Kredit nicht gesprochen wurde).  

Kenntnisnahme. 

67.  Thun Art. 44 IVöB: Im Sinne einer Förderung des fairen Wettbewerbs begrüssen wir, dass zusätzliche Möglich-

keiten geschaffen werden, „schwarze Schafe“ unter den Anbietenden auszuschliessen.  

Kenntnisnahme. 

68.  VBBG Ausschluss (Art. 44 IVöB 2019)  

Die Erweiterung der Gründe für einen Ausschluss und Verfahrensabbruch und damit Wiederrufs des Zu-

schlages sind sinnvoll, gerade wenn die eingereichten Angebote nicht finanzierbar sind oder das Vorhaben 

nicht mehr verwirklicht werden soll 

Kenntnisnahme. 

69.  VBBG Fristen und Veröffentlichungen, Statistiken (Art. 46-50 IVöB 2019) 

Unterstützt wird zudem, dass das Beschaffungsverfahren beschleunigt werden kann sofern die Unterlagen 

elektronisch veröffentlich werden. Dies macht insbesondere bei standardisierten Beschaffungen (bspw. 

Fahrzeugbeschaffungen Sinn). 

 

70.  PKBB / sia / BWA 
(gleichlautende  
Vernehmlassung) 

Eröffnung von Verfügungen (Art. 51):  

Neu müssen Zuschlagsverfügungen summarisch begründet werden, was sachgerecht ist. Es bleibt zu hof-

fen, dass die in der Praxis oftmals durchgeführten Debriefings aber nach wie vor stattfinden, da diese für 

die Nachvollziehbarkeit der Überlegungen der Vergabebehörden unerlässlich sind.  

Kenntnisnahme. 

Wir prüfen, die Regelung der VöB zu Debriefings in die 

EV IVöB zu übernehmen. 

71.  Verwaltungsgericht Gemäss Art. 52 Abs. 1 IVöB soll in Abweichung vom bisherigen Recht gegen Verfügungen der Vergabebe-

hörde die Beschwerde an das zuständige Verwaltungsgericht als einzige kantonale Instanz zulässig sein. 

Wie die Justizleitung hat auch das Verwaltungsgericht diese Lösung in seinen bisherigen Meinungsäusse-

rungen stets abgelehnt, weil der damit einhergehende Einbruch in das im Kanton Bern geltende Modell des 

zweistufigen Instanzenzugs verschiedene nachteilige Auswirkungen zeitigt:  

 Zunächst geht der Filtereffekt der ersten Beschwerdeinstanzen verloren. Der Verzicht auf die erste Be-

schwerdeinstanz ist unnötig, weil die geltende dezentrale Zuständigkeitsordnung (Rechtsämter/Rechts-

diente der Direktionen bzw. Regierungsstatthalterämter) effizient ist, zumal die einzelnen Beschwer-

deinstanzen jeweils nur eine überblickbare Zahl von vergaberechtlichen Beschwerdeverfahren zu be-

handeln haben. 

 Sodann ist die neue Regelung teuer. Einerseits wird der Wegfall der Beschwerden aus dem Gebiet des 

Vergaberechts für die Rechtsdienste der Direktionen und die Regierungsstatthalterämter wegen der re-

lativ geringen Anzahl Streitigkeiten, die jede einzelne Instanz zu beurteilen hat, kaum spürbar sein und 

Nicht umgesetzt. 

Wir können die Kritik an Art. 52 Abs. 1 IVöB nachvoll-

ziehen. Auch aus unserer Sicht wäre die Vereinheitli-

chung des Beschwerdeweges nicht unbedingt nötig 

gewesen. Die IVöB sieht aber keine Möglichkeit von 

Vorbehalten vor. Daher kann der Kanton Bern keinen 

Vorbehalt anbringen.  

Immerhin ist festzuhalten, dass die Lösung gemäss 

IVöB der Lösung des Bundes und fast aller anderen 

Kantone entspricht. Sie kann daher nicht unumsetzbar 

sein. Nur der Kanton Bern und der Kanton Freiburg (in 

Bezug auf kommunale Beschaffungen) müssen ihr 
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deshalb keinen Ressourcenabbau rechtfertigen. Anderseits ist zu erwarten, dass das Verwaltungsge-

richt mit einer relativ grossen Zahl zusätzlicher Beschwerdeverfahren konfrontiert wird, die zudem rasch 

bearbeitet werden müssen; lange Verfahrensdauern sind für den Kanton und die Gemeinden nicht zu-

mutbar und könnten erhebliche Zusatzkosten verursachen. Die Konzentration sämtlicher Beschwerden 

bei einer einzigen Instanz hat gegebenenfalls zur Folge, dass das Verwaltungsgericht zusätzlicher per-

soneller Ressourcen auf Richter-, Gerichtschreiber- und Sekretariatsstufe bedarf. Die damit verbunde-

nen Mehrkosten könnten nicht mit kostendeckenden Gebühren oder mit Einsparungen bei den Direktio-

nen kompensiert werden.  

 Hinzu kommt, dass die Direktionen des Regierungsrats ihren Einfluss auf die Vergabetätigkeit der ihnen 

hierarchisch untergeordneten Ämter verlieren. Kontroll-und Aufsichtsfunktionen können nicht mehr hin-

reichend ausgeübt werden. Gleiches gilt für die Regierungsstatthalterinnen und Regierungsstatthalter 

als Aufsichtsbehörden gegenüber den Gemeinden. Das Verwaltungsgericht vermag diesen Verlust aus 

Gründen der Gewaltentrennung nicht zu kompensieren, da es keine Aufsichts- und Kontrollaufgabe ge-

genüber der Verwaltung und den Gemeinden ausübt.  

 Zwar mag ein bloss einfacher Instanzenzug in Einzelfällen eine gewisse Beschleunigung bringen, für die 

allermeisten Verfahren wird dies jedoch nicht zutreffen. Heute werden viele Streitigkeiten von der ersten 

Instanz abschliessend entschieden, sodass faktisch bereits jetzt häufig ein einfacher Instanzenzug vor-

liegt. Künftig wären alle Verfahren vor dem Verwaltungsgericht zu führen, das sich bisher auf eine Über-

prüfung der Entscheide seiner Vorinstanzen beschränken und sich dabei auf deren fundierte Abklärun-

gen stützen konnte. Darum hat es Submissionsstreitigkeiten stets ausser der Reihe bearbeitet  und in 

aller Regel innert Wochen erledigt, was allerdings nur darum möglich war, weil es sich bloss um einige 

wenige Verfahren pro Jahr handelte (seit Anfang 2010 hatte die verwaltungsrechtliche Abteilung des 

Verwaltungsgerichts [VRAI knapp vierzig Submissionsstreitigkeiten zu beurteilen, wobei die mittlere Ver-

fahrensdauer 2,5 Monate betrug). Wenn nun aber alle vergaberechtlichen Streitigkeiten direkt beim Ver-

waltungsgericht anhängig gemacht werden, wird dieses sämtliche Abklärungen selber vornehmen müs-

sen und seine Verfahren werden dementsprechend aufwendiger und langwieriger, zumal beschwerdefä-

hige Verfügungen nur summarisch begründen werden müssen (Art. 5 Abs. 2 IVöB 2019). Ohnehin zu 

einer Verfahrensverlängerung kommt es, wenn das Verwaltungsgericht, das nicht über die Fachkennt-

nisse der zuständigen Direktion verfügen kann, die Sache zu neuer Verfügung an die Vergabebehörde 

zurückweisen muss. 

Ohne in irgendeiner Form auf die Hinweise des Verwaltungsgerichts zu den Nachteilen einer Änderung der 

bisher geltenden Rechtsrnittelregelung einzugehen, hat die Politik einen einstufigen Instanzenzug bevor-

zugt; Haltung und Vorgehen sind für uns nur schwer verständlich. Aus diesem Grund ist der doppelte In-

stanzenzug beizubehalten und der Kanton Bern sollte hiefür der IVöB 2019 unter Vorbehalt des zweistufi-

gen Instanzenzugs beitreten. Das EG IVöB ist entsprechend anzupassen. 

Verfahren noch anpassen. Zudem hat sie auch Vor-

teile: Mit nur einer Instanz ist das Verfahren rascher 

beendet, und die Direktionen bzw. Statthalterämter 

können die Ämter bzw. Gemeinden rechtlich beraten, 

ohne deswegen als Beschwerdeinstanz befangen zu 

sein. 

Im Einzelnen hat die stv. Generalsekretärin der BPUK 

auf Verwaltungsebene zu den Anliegen des Verwal-

tungsgerichts Stellung genommen und ausgeführt, 

dass dessen Bedenken nicht begründet seien. Der 

Grund für die Harmonisierung des Instanzenzugs sei, 

dass beschaffungsrechtliche Beschwerden rasch von 

einem Gericht zu beurteilen seien, weil mit der Be-

schwerde oft auch der Entzug der aufschiebenden 

Wirkung verlangt werde. Eine zeitnahe gerichtliche Be-

urteilung sei deshalb von grosser Bedeutung. Eine zu-

erst verwaltungsinterne Beurteilung der Beschwerde 

sei diesbezüglich kontraproduktiv. Zudem würde die 

Bündelung aller beschaffungsrechtlichen Verfahren bei 

einer Instanz die Qualität und Einheitlichkeit der 

Rechtsprechung sicherstellen. Der Kanton Solothurn 

habe sein Beschwerdeverfahren vor kurzem ebenfalls 

entsprechend angepasst, und die damaligen ähnlichen 

Befürchtungen betreffend Verzögerungen und Mehr-

aufwand hätten sich nicht bewahrheitet. Der Kanton 

Bern könne keinen Vorbehalt anbringen, und die 

BPUK würde einer Anpassung der IVöB in dieser Sa-

che nicht zustimmen. 

72.  Justizleitung An unserer ablehnenden Haltung in Bezug auf die Abschaffung des doppelten Instanzenzugs halten wir 

fest und verweisen insbesondere auf unsere Ausführungen im Mitbericht vom 24. Februar 2020. Im Grund-

satz begrüsst die Justizleitung den Beitritt des Kantons Bern zur Interkantonalen Vereinbarung über das 

öffentliche Beschaffungswesen vom 15. November 2019 (IVöB 2019), regt jedoch an, dass der Beitritt unter 

Siehe Rz. 71 oben (Verwaltungsgericht). 
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Vorbehalt der Beibehaltung des zweistufigen Instanzenzugs erfolgt und das EG IVöB entsprechend ange-

passt wird. Diesbezüglich verweisen wir auf die Vernehmlassung des Verwaltungsgerichts vom 2. Juli 

2020. 

73.  VBG 

(Steffisburg  

gleichlautend) 

Art. 52 Abs. 1: Neu soll ausschliesslich das Verwaltungsgericht zuständig sein, um erstinstanzlich über Be-

schwerden gegen Vergabeentscheide zu entscheiden. Bisher waren für kommunale Vergabeentscheide die 

Regierungsstatthalterämter zuständig, die in der Regel rasch entschieden habe. Über die Qualität dieser 

Entscheid kann in Einzelfällen gestritten werden, es gilt aber zu beachten, dass der überwiegende Teil die-

ser Entscheide in Rechtskraft erwachsen und damit akzeptiert worden sind. Entscheide, die ans Verwal-

tungsgericht weitergezogen wurden, sind verhältnismässig lange hängig, das Verwaltungsgericht nimmt es 

aus nachvollziehbaren Gründen sehr genau. Neu wird sich das Verwaltungsgericht vermehrt mit der Klä-

rung des Sachverhalts auseinandersetzen müssen. Mit der Umsetzung von Art. 52 Abs. 1 müsste sich das 

Verwaltungsgericht auf die neue Situation einstellen und organisatorisch sicherstellen, dass diese Ent-

scheide innert nützlicher Frist getroffen werden können. Dies bedingt unter anderem eine Abkehr von sei-

ner heutigen Verfahrensinstruktion.  

Es ist nicht einzusehen, weshalb die IVöB den Kantonen bezüglich des Rechtsschutzes diese Vorgabe ma-

chen soll. Einerseits wird das Ziel der Beschleunigung der Verfahren nicht erreicht, andererseits ist nicht 

einzusehen, weshalb hier eine gesamtschweizerische Rechtsvereinheitlichung erstrebenswert ist. Die kom-

munalen Verbände schlagen deshalb vor, dass der Kanton bezüglich Art. 52 Abs. insofern einen Vorbehalt 

anbringt, als bei Beschwerden gegen Verfügungen der Gemeinden im fraglichen Bereich nach wie vor die 

heute geltende Zuständigkeit der Rechtsmittelbehörden gilt (Regierungsstatthalterämter, Verwaltungsge-

richt). 

Anders umgesetzt: 

Dem Anliegen der Gemeinden, dass der neue Instan-

zenzug möglichst nicht zu Verzögerungen bei Be-

schaffungen führt, wird dadurch Rechnung getragen, 

dass das Verwaltungsgericht mit dem neuen Art. 3 

Abs. 2 EG IVöB dazu verpflichtet wird, in kurzer Frist 

einen Zwischenentscheid über die Erteilung der auf-

schiebenden Wirkung zu fällen. Vgl. dazu die entspre-

chende Ergänzung des Vortrags. 

Siehe im Übrigen Rz. 71 oben (Verwaltungsgericht). 

74.  RKOO Auch das Verfahren bezüglich der erstinstanzlichen Beschwerde gegen Vergabeentscheide (Art. 52) soll  

den Kantonen überlassen werden. Bei kommunalen Vergabeentscheiden waren bisher die Regierungs - 

statthalterämter zuständig, was sich bewährt hat. Dies soll auch weiterhin möglich bleiben. 

Siehe Rz. 73 oben (VBG). 

75.  Bern Gemäss Artikel 52 Absatz 1 IVöB soll das Verwaltungsgericht als einzige kantonale Beschwerdeinstanz f ür 

alle beschaffungsrechtlichen Verfügungen vorgesehen werden. Bisher waren für kommunale Vergabeent-

scheide die Regierungsstatthalterämter zuständig, die in der Regel rasch entschieden haben. Auf die Be-

schwerdeentscheide, die an das Verwaltungsgericht weitergezogen wurden, musste die Stadt hingegen je-

weils viel länger warten. Aus den gemachten Erfahrungen bezweifelt der Gemeinderat, dass die Beschwer-

deverfahren beschleunigt werden können, er befürchtet vielmehr das Gegenteil: Mit der Zuständigkeit des 

Verwaltungsgerichts dürfte es unverhältnismässig länger dauern, bis Entscheide zu Vergabebeschwerden 

in Rechtskraft erwachsen. Da auf Gesetzesebene keine Vorbehalte möglich sind, muss organisatorisch si-

chergestellt werden, dass diese Entscheide innert nützlicher Frist getroffen werden können. 

Siehe Rz. 73 oben (VBG). 

76.  Thun Art. 52 IVöB: Dass das Verwaltungsgericht neu als erste und einzige kantonale Instanz für die Behandlung 

der Beschwerden zuständig sein soll, mag zu einer Vereinheitlichung der Praxis beitragen. Die gewünschte 

Beschleunigung der Verfahren wird aber nur dann zu erreichen sein, wenn das Verwaltungsgericht über 

genügend Kapazitäten verfügt.  

Kenntnisnahme. 

Wegen der Gewaltenteilung wird es Sache des Ver-

waltungsgerichts sein, ggf. zusätzliche Mittel zur erst-

instanzlichen Behandlung der Beschwerdeverfahren 

zu beantragen. 
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77.  FDP Die FDP begrüsst insbesondere folgende Elemente der neuen Regelung: (...) 

 Bezeichnung des Verwaltungsgerichts als einzige kantonale Beschwerdeinstanz 

Kenntnisnahme. 

78.  EDU Die EDU Kanton Bern begrüsst zudem, dass neu das Verwaltungsgericht die einzige kantonale  

Beschwerdeinstanz sein soll, in der Hoffnung, dass dadurch die Bürokratie entlastet wird. 

Kenntnisnahme. 

 

79.  KSE Bern Hervorheben beim EG IVöB möchten wir insbesondere die Bestrebungen des Kantons Bern, vom heute 

zweistufigen Beschwerdeverfahren auf ein einstufiges Beschwerdeverfahren vor dem Verwaltungsgericht 

zu wechseln und damit die durch Vergabebeschwerden häufig bewirkten Verzögerungen zu reduzieren.  

Kenntnisnahme. 

80.  VBBG Abschaffung des doppelten kantonalen Instanzenzuges 

Ebenfalls begrüsst der VBBG die Abschaffung des doppelten kantonalen Instanzenzuges. Erstinstanzliche 

Beschwerden sollen direkt ans Verwaltungsgericht gerichtet werden. Trotz der Verlängerung der Beschwer-

defrist auf 20 Tage, werden die Beschaffungsprozesse insgesamt beschleunigt. Hierfür werden im Gegen-

zug aber rasche Entscheide des Verwaltungsgerichts erwartet. Der Kanton muss sicherstellen, dass Ver-

fahren rasch abgehandelt werden. 

Kenntnisnahme. 

81.  PKBB / sia / BWA 
(gleichlautende  
Vernehmlassung) 

Aufschiebende Wirkung (Art. 54):  

Wie bis anhin hat eine Beschwerde gegen einen Zuschlag keine aufschiebende Wirkung. Es ist an die Pra-

xis der Beschwerdeinstanzen zu appellieren, die aufschiebende Wirkung gleichwohl grosszügig zu gewäh-

ren, ansonsten ein wirksamer Rechtsschutz illusorisch ist. Leider wird nur allzu oft eine angebliche Dring-

lichkeit bejaht (die nicht selten in der Verzögerung des Beschaffungsverfahrens begründet ist). Das kann 

nicht ausreichend sein, um die aufschiebende Wirkung zu verweigern. 

Kenntnisnahme. 

82.  Thun Art. 56 IVöB: Dass die Beschwerdefrist neu 20 und nicht mehr 10 Tage beträgt, ist unverständlich. Die Ver-

längerung steht im Widerspruch zum Beschleunigungsgebot und dem Bestreben, den Beschaffungsvor-

gang zeitnah abzuschliessen. 

Kenntnisnahme. 

Die Frist ist ein Kompromiss zwischen der bisherigen 

Frist gemäss Bundesrecht (30 Tage) und interkantona-

lem Recht (10 Tage). Es ist auch im Interesse der Auf-

traggeber, dass Anbieter sich nicht wegen einer sehr 

kurzen Frist zu einer unüberlegten «Spontanbe-

schwerde» gezwungen fühlen. 

83.  Berner KMU Optionen der Kantone im Rahmen der IVöB 2019  

Gemäss Art. 63 Absatz 4 IVöB können die Kantone «unter Beachtung der internationalen Ver- 

pflichtungen der Schweiz Ausführungsbestimmungen insbesondere zu den Artikeln 10, 12 und  

26 erlassen».  

Mit dem Wort «insbesondere» wird zum Ausdruck gebracht, dass Ausführungsbestimmungen  

zu anderen als den in der Aufzählung erwähnten Artikeln nicht a priori ausgeschlossen sind.  

Die IVöB 2019 enthält einige Regelungen, die sich vom neuen Bundesgesetz unterschei - 

den. Wir gehen davon aus, dass es den Kantonen sicher erlaubt ist, namentlich in die- 

sen Fällen auf Regelungen des neuen Bundesgesetzes (BöB) zurückzugreifen. 

Kenntnisnahme. 

Die Annahme ist nicht für alle Fälle zutreffend. Prof. 

H.R. Trüeb und Dr. M. Zobl führen im Gutachten an 

die BPUK vom 13. Mai 2020 aus: «Ausführungsbe-

stimmungen müssen sich an den gesetzlichen Rah-

men halten und dürfen insbesondere keine neuen Vor-

schriften aufstellen, welche die Rechte der Adressaten 

beschränken oder ihnen neue Pflichten auferlegen. 

Wortlaut, Entstehungsgeschichte und ein Vergleich mit 

der Parallelbestimmung von Art. 60 revBöB führen 

https://www.bpuk.ch/fileadmin/Dokumente/bpuk/public/de/dokumentation/berichte-gutachten-konzepte/oeffentliches-beschaffungswesen/DE_Rechtsgutachten_Beruecksichtigung_unterschiedlicher_Preisniveaus.pdf
https://www.bpuk.ch/fileadmin/Dokumente/bpuk/public/de/dokumentation/berichte-gutachten-konzepte/oeffentliches-beschaffungswesen/DE_Rechtsgutachten_Beruecksichtigung_unterschiedlicher_Preisniveaus.pdf
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zum Ergebnis, dass es einem Kanton verwehrt ist, auf 

dem Weg des Ausführungsrechts neue (generell-abs-

trakte) Zuschlagskriterien zu normieren.» (Rz. 3 f.) 

84.  VBBG Ausführungsbestimmungen 

Gemäss Art. 63 Absatz 4 IVöB können die Kantone «unter Beachtung der internationalen Verpflichtungen 

der Schweiz Ausführungsbestimmungen insbesondere zu den Artikeln 10, 12 und 26 erlassen». Mit der 

vorliegenden Formulierung „insbesondere“, ist es dem Kanton möglich, auch bei anderen Artikeln abwei-

chende Ausführungsbestimmungen zu erlassen. Dieser Spielraum soll im Einzelfall auch genutzt werden. 

Jedoch wird erwartet, dass der Regierungsrat diese Formulierung im Sinne der Rechtssicherheit nicht als 

Hintertür benutzt und auf dem Verordnungsweg abweichende Änderungen beschliesst. 

Kenntnisnahme. 

Vgl. Ziff. 83 oben (Berner KMU). 

5. Bemerkungen zum EG IVöB 

Art. 3 

Nr. Absender Bemerkung/Forderung Art der Berücksichtigung 

85.  FDP Die FDP begrüsst insbesondere folgende Elemente der neuen Regelung: (...) 

 Keine Anfechtbarkeit von freihändigen Vergaben 

Kenntnisnahme. 

86.  Grüne Beim Rechtsschutz hat der Kanton einen Spielraum, ob der Rechtsschutz auch unterhalb vom Schwellen-

wert gelten soll. Gemäss bisheriger Praxis im Kanton Bern schlägt das vorliegende Gesetz vor, dass der 

Rechtsschutz für Aufträge mit geringem Wert nicht gilt. Da im freihändigen Verfahren keinerlei Dokumenta-

tionen eingereicht werden müssen, wäre die gerichtliche Überprüfung schwierig. Daher müssten den Be-

schaffungsstellen «umfangreiche Dokumentations- und Begründungspflichten auferlegt werden», was in 

keinem sinnvollen Verhältnis zum Auftragsvolumen sei (s. Botschaft S. 8). Da aus rechtsstaatlicher Sicht 

grund-sätzlich auch ein eingeschränkter Rechtsschutz sinnvoll wäre, soll immerhin die Veröffentlichung des 

Zuschlags im freihändigen Verfahren auch ausserhalb des Staatsvertragsbereichs (Art. 48 Abs. 1 IVöB) 

zwingend sein, statt nur in einer Kann-Formulierung in Art. 4. 

Kenntnisnahme. 

Diese Publikationspflicht wird auf Verordnungsebene 

geregelt. 

87.  Thun Art. 3 EG IVöB: Wir unterstützen das Ansinnen, die bisherige Regelung beizubehalten und nicht bereits «ab 

einem Franken» eine Beschwerdemöglichkeit vorzusehen. Würde man anders entscheiden, hätte dies für 

die Beschaffungsstellen aufgrund der notwendigen Dokumentations- und Begründungspflicht wie auch für 

das Verwaltungsgericht als Beschwerdeinstanz erheblichen Mehraufwand zur Folge, welcher in keinem 

vernünftigen Verhältnis stehen würde zum praktischen Interesse, das ein unterlegenes Unternehmen am 

Zuschlag für einen kleinen Auftrag haben könnte.  

Kenntnisnahme. 
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Art. 4 

Nr. Absender Bemerkung/Forderung Art der Berücksichtigung 

88.  FDP Wie dem aussagekräftigen Vortrag zu entnehmen ist, werden auf Verordnungsstufe noch wesentliche Ent-

scheide zu treffen sein, z.B. zu den Themen Preisniveauklausel, Geltungsbereich, Ausbildung etc. (vgl. Art. 

4 EG IVöB). Die FDP ist mit der Delegation dieser Ausführungsbestimmungen an den Regierungsrat ein-

verstanden. Dies allerdings in der ausdrücklichen Erwartung, dass der Regierungsrat massvolle, effizienz - 

und kostenorientierte Lösungen treffen wird. 

Kenntnisnahme. 

89.  Bern Im Einführungsgesetz wird darauf hingewiesen, dass die Frage der Unterstellung der Personalvorsorgekas-

sen im Rahmen der Ausführungsbestimmungen zu prüfen sei. Der Gemeinderat möchte seinem Anliegen 

Nachdruck verleihen, dass die öffentlich-rechtlichen Vorsorgeeinrichtungen weiterhin dem Beschaffungs-

recht zu unterstellen sind. Es sind keine sachlich überzeugenden Gründe ersichtlich die gegen eine solche 

Unterstellung sprechen. Das öffentliche Beschaffungswesen hat eine wirtschaftliche und nachhaltige Mittel-

beschaffung zum Ziel und sichert deren Umsetzung. Es liegt im Interesse der Versicherten einer öffentlich-

rechtlichen Vorsorgeeinrichtung, dass bei einem Zuschlag das wirtschaftlich günstigste bzw. vorteilhafteste 

Angebot gewählt wird. Zudem ist festzuhalten, dass nicht behauptet werden kann, das Vergaberecht stehe 

wirtschaftlichem Verhalten grundsätzlich entgegen. Das Vergaberecht will solches Verhalten im Gegenteil 

explizit fördern. 

Kenntnisnahme. 

Diese Frage wird Gegenstand der Einführungsverord-

nung sein. 

90.  KSE Bern Art. 4 Abs. 2 Bst. a EG IVöB: Der Geltungsbereich eines Gesetzes muss zwingend durch den Gesetzgeber 

selbst umschrieben werden. Die Delegation an den Regierungsrat, den Geltungsbereich auf Verordnungs-

ebene auszudehnen, erachten wir im Lichte des Gesetzmässigkeitsprinzips als verfassungswidrig. Wir be-

antragen, diese Bestimmung aus dem Gesetz zu streichen. 

Nicht umgesetzt. 

Im Gesetz zu regeln sind gemäss Art. 69 Abs. 4 der 

Kantonsverfassung (KV) «grundlegende und wichtige 

Rechtssätze». Der Geltungsbereich gehört nicht zu 

den dort aufgezählten Bestimmungen, für die der Ge-

setzesvorbehalt gilt. Ob eine Bestimmung wie die hier 

interessierende «grundlegend und wichtig» ist, ist da-

her primär eine Frage der politischen Beurteilung. Im 

vorliegenden Fall ist der Geltungsbereich der IVöB be-

reits so weit, dass seine Ausdehnung nur noch im Be-

reich der Ausnahmen gemäss Art. 10 IVöB in Frage 

kommt. Diese sind nicht von grosser politischer Be-

deutung. Wenn der Grosse Rat das anders beurteilt, 

ist er frei, die entsprechende Kompetenz nicht zu dele-

gieren. 

91.  Grüne Zu Buchstabe b: bei überschwelligen Vergaben, die durch Dringlichkeit oder mangels Wettbewerbes frei-

händig vergeben werden, gilt heute eine anfechtbare Publikationspflicht auf simap. Die heutigen (tieferen) 

Schwellenwerte sollen der Transparenz halber beibehalten werden. 

Kenntnisnahme. 
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92.  AföB Ebenfalls begrüsst die AföB, dass der Regierungsrat die erhöhten Anforderungen an besonders gut ausge-

bildetes Fachpersonal für Vergabeverfahren anerkennt und im Rahmen der Ausführungsbestimmungen be-

sonders regeln möchte (Art. 4 Abs. 2 Bst. d und g EG IVöB). 

Kenntnisnahme. 

93.  EDU Aus den dargelegten Gründen wird die EDU Kanton Bern dem Einführungsgesetz zur IVöB zustimmen  

und begrüsst auch, dass der Regierungsrat bereits eine Professionalisierung im öffentlichen  

Beschaffungswesen anstrebt, um den komplexeren Rahmenbedingungen gerecht zu werden. 

Kenntnisnahme. 

94.  SP Wir begrüssen zudem, dass der Ausbildung, der mit dem Beschaffungswesen betrauten Personen, mehr 

Beachtung geschenkt wird (Art. 4, Abs. 2, Buchstabe d). Das Verhindern von Korrupt ion und Bestechlich-

keit muss im öffentlichen Beschaffungswesen höchste Priorität haben, damit die Glaubwürdigkeit des Staa-

tes gewährleistet bleibt.  

Kenntnisnahme. 

95.  FDP Die FDP unterstützt im Weiteren grundsätzlich die postulierte Professionalisierung der Vergabeinstanzen. 

Es leuchtet ein, dass die Komplexität der Verfahren relativ hoch ist und optimale Ergebnisse vor allem dann 

zu erzielen sind, wenn die Ausschreibungen präzise formuliert sind, was bei der Bewertung der Angebote 

erlaubt, wirklich das für den Auftraggeber „vorteilhafteste“ Angebot zu bestimmen. Bei der Umsetzung die-

ser Zielsetzung ist nach Auffassung der FDP aber viel Augenmass zu bewahren. Es kann nicht das Ziel 

sein, eine grössere zentrale Vergabeorganisation aufzubauen mit mehreren neu zu schaffenden Stellen. 

Das Gros der zu vergebenden Aufträge ist auch in Zukunft dezentral zu betreuen bzw. zu vergeben. Selbst-

verständlich sind von der zentralen Fachstelle beim KAIO Schulungen anzubieten und Arbeitshilfen bereit-

zustellen. Es muss aber klar abgesehen werden von einem perfektionistischen Gesetzesvollzug mit ent-

sprechendem kostspieligen „Swiss finish“. 

Kenntnisnahme. 

96.  Grüne Ausbildung und Qualitätssicherung (Buchstaben d und g)  

Hier ist eine Kann-Formulierung ungenügend. Es braucht zwingend Vorgaben zur Sicherstellung der Quali-

tät der Beschaffungsstellen und über die Aus- und Weiterbildungsvorgaben. Da die Anforderungen im öf-

fentlichen Beschaffungswesen auch mit der neuen Gesetzgebung zunehmen und insbesondere auch die 

Qualitätskriterien im Bereich der Nachhaltigkeit anspruchsvoll sind, braucht es spezialisiertes Fachperso-

nal. Ein wichtiger Beitrag dazu ist sicher der neue Berufsabschluss «Spezialist/in öffentliche Beschaffung 

mit eidg. Fachausweis», der ab 2020 von der Universität Bern durch die Forschungsstelle Digitale Nachhal-

tigkeit angeboten wird.  

Antrag: Neu Art. 4bis  

Der Regierungsrat legt für die Beschaffungsstellen Anforderungen zur Aus- und Weiterbildung des Perso-

nals und zur Sicherstellung der Qualität fest.  

Buchstaben von Art. 4 d und g sind sinngemäss anzupassen. 

Nicht umgesetzt. 

Wir gehen zwar davon aus – und hoffen – dass sich 

die neue Fachausweisausbildung im öffentlichen Be-

schaffungswesen durchsetzt. Weil sowohl diese Aus-

bildung wie auch der hier verfolgte Ansatz aber relativ 

neu sind, und verschiedene Vernehmlassungsteilneh-

mende zur Zurückhaltung mahnen, möchten wir den 

Handlungsspielraum des Regierungsrates in diesem 

Bereich nicht einschränken. 

 

97.  Thun Art. 4 Abs. 2 lit. d EG IVöB: Gemäss dem Vortrag ist angedacht, künftig für Personen, die für Beschaffun-

gen verantwortlich sind, eine Personensicherheitsüberprüfung zu verlangen. Eine solche Regelung ist ab-

zulehnen. Das Baumanagement der Stadt Thun führt Beschaffungen von Bauleistungen in Zusammenar-

Kenntnisnahme. 

Eine Personensicherheitsüberprüfung ist zurzeit nicht 

vorgesehen. 
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beit mit den Planern durch. Eine Sicherheitsprüfung müsste also bereits in den Bewerbungsverfahren um-

gesetzt werden, bzw. es ist fraglich, inwieweit überhaupt noch Teilaufgaben auf die Planer übertragen wer-

den könnten. 

98.  Grüne Lohngleichheit: Kontrollen im öffentlichen Beschaffungswesen verankern  

Im öffentlichen Beschaffungswesen wurden und werden Lohngleichheitskontrollen für die Durchsetzung der 

Lohngleichheit zwischen Frau und Mann durchgeführt. Der Kanton Bern hatte hier eine Vorreiterrolle. Die 

damalige Bau-, Verkehrs- und Energiedirektion (BVE) hat in einem Pilotprojekt, das von Anfang an auf drei 

Jahre beschränkt war, von 2010 bis 2013 getestet, wie sich Logib für den Einsatz in Beschaffungsverfahren 

eignet, und zu diesem Zweck bei allen Beschaffungen von allen Anbieterinnen und Anbietern e ine Logib-

Auswertung verlangt. Die Einhaltung der Lohngleichheit ist im Kanton Bern eine Teilnahmevoraussetzung  

im Beschaffungswesen. Unternehmen sind im Kanton Bern verpflichtet, die Einhaltung der Lohngleichheit 

zu deklarieren. Hingegen gibt es heute auf Kantonsebene keine Stichprobenkontrollen mehr, jedoch auf 

Gemeindeebene. So hat beispielsweise die Stadt im Rahmen des Projekts «Lohngleichheit bei der Auf-

tragsvergabe der Stadt Bern» über 30 Kontrollen durchgeführt im Bereich der Leistungsverträge und des 

Beschaffungswesens (vgl. www.bern.ch/lohngleichheit). Projektabschluss und Berichterstattung dazu erfol-

gen voraussichtlich im September 2020.  

2016 hat der Regierungsrat erfreulicherweise die „Charta der Lohngleichheit im öffentlichen Sektor“ unter-

zeichnet. Seit dem 1.1.2017 verlangt der Kanton Bern auch im Staatsbeitragswesen eine Selbstdeklaration 

der Lohngleichheit und es erfolgen im Kanton heute Stichproben im Rahmen des Staatsbeitragsgesetzes. 

Zudem schrieb die Regierung in ihrer Antwort auf die Interpellation 097-20161: «Er (= der Regierungsrat) 

befürwortet daher grundsätzlich die Einführung eines entsprechenden Kontrollmechanismus.»  

Die Pflicht zur Durchführung einer Lohngleichheitsanalyse und Überprüfung durch eine unabhängige Stelle 

gemäss Gleichstellungsgesetz des Bundes (GlG), das am 1. Juli 2020 in Kraft trat, ist befristet. Sie betrifft 

zudem bekanntlich nur Unternehmen mit 100 und mehr Angestellten und muss, falls die Lohngleichheit ein-

gehalten wird, nur einmal durchgeführt werden. Sie betrifft demnach nur einen (kleineren) Teil der Anbie-

tenden in Beschaffungsverfahren und ersetzt also keineswegs Stichprobenkontrollen.  

Nun ergibt sich im Rahmen des Einführungsgesetzes die Möglichkeit, Lohngleichheitskontrollen allenfalls 

mittels Stichproben gestützt auf die verschiedenen Erfahrungen im vorliegenden Gesetz zu verankern.  

Antrag Art. 4 Ausführungsbestimmungen Neuer Absatz  

Er (=der Regierungsrat) erlässt Bestimmungen zur Durchführung von Lohngleichheitskontrollen.  

Nicht umgesetzt. 

Art. 12 IVöB erlaubt es den einzelnen Auftraggebern 

(z.B. dem Kanton oder den Gemeinden), die Einhal-

tung der gesetzlichen Teilnahmevoraussetzungen 

(z.B. der Lohngleichheit) durch Dritte kontrollieren zu 

lassen. Es soll weiterhin den Auftraggebern überlas-

sen bleiben, ob sie solche Kontrollen durchführen wol-

len oder nicht. Dies, weil solche Kontrollen mit einigem 

Aufwand verbunden sind und spezialisiertes Fachwis-

sen benötigen. Für Auftraggeber mit wenigen oder 

kleinen Aufträgen wäre dieser Aufwand oft unverhält-

nismässig. Eine Alternative bestünde darin, dass der 

Kanton diese Kontrollen für alle Auftraggeber durch-

führt. Dafür fehlen zurzeit aber die personellen bzw. fi-

nanziellen Ressourcen. 

 

Art. 5 

Nr. Absender Bemerkung/Forderung Art der Berücksichtigung 

99.  KSE Bern Art. 5 Abs. 1 Bst. d EG IVöB: Wir verstehen diese Bestimmung nicht. Wir bitten den Regierungsrat, diese 

Bestimmung so zu formulieren, dass sie auch für Nichtjuristen verständlich ist.  

Umgesetzt. 

Wir haben die Erläuterungen der BPUK zu dieser Be-

stimmung in den Vortrag übernommen. 
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Preisniveauklausel und weitere neue Bestimmungen 

Nr. Absender Bemerkung/Forderung Art der Berücksichtigung 

100.  Berner KMU Art. 29 Zuschlagskriterien  

Das BöB sieht die folgenden Zuschlagskriterien vor, die in der IVöB 2019 nicht 

enthalten sind:  

- Berücksichtigung der unterschiedlichen Preisniveaus in den Ländern  

- Verlässlichkeit des Preises  

In den Beratungen des BöB forderte der Ständerat, dass bei Beschaffungen auch 

die «Kaufkraft» in jenem Land berücksichtigt werden müsse, in dem eine Leistung 

erbracht werde. Schliesslich einigte man sich auf «Preisniveaus» in den Ländern, 

in welchen die Leistung erbracht wird. Zugleich hat das Parlament eingangs der 

Bestimmung ausdrücklich den Vorbehalt eingefügt, wonach dieses Kriterium nur 

unter Beachtung der staatsvertraglichen Verpflichtungen der Schweiz anwendbar 

sei.  

Mit den weiteren vom Parlament neu eingeführten Kriterien «Plausibilität des An-

gebots» und «Verlässlichkeit des Preises» soll der Qualitätswettbewerb im öffent-

lichen Beschaffungswesen zusätzlich gefördert werden.  

Das Interkantonale Organ für das öffentliche Beschaffungswesen InöB beruft sich 

auf eine Umfrage vom Sommer 2019 bei den Kantonen, wonach die vom Bun-

desparlament eingeführten Kriterien der «unterschiedlichen Preisniveaus in den 

Ländern, in welchen die Leistung erbracht wird» und «Verlässlichkeit des Prei-

ses» kaum als umsetzbar betrachtet würden. Nur das bereits bekannte und vom 

Bundesgericht bestätigte Kriterium «Plausibilität des Angebots» ist in die IVöB 

aufgenommen worden.  

Wir sind sehr erstaunt, dass das Interkantonale Organ ausgerechnet in dieser für 

die schweizerische Wirtschaft eminent wichtigen Frage eine Abweichung des 

kantonalen Rechts vom Bundesrecht durchsetzen will. Begründet wird dies mit 

falschen, fadenscheinigen und irreführenden Argumenten.  

Die in Art. 29 Abs. 1 des Bundesgesetzes über das öffentliche Beschaffungswe-

sen(BöB) verankerte «Preisniveau-Klausel» verstösst nicht gegen WTO-Recht. 

Bereits auf Bundesebene vertraten Bundesrat und Verwaltung die Meinung, das 

Preisniveau-Kriterium widerspreche den GATT/WTO-Bestimmungen und ge-

fährde die Bilateralen mit der EU. Mit guten Gründen haben die eidgenössischen 

Räte das anders beurteilt. Sie können sich dabei auf Prof. Dr. Beat Stalder, Uni-

versität Bern, abstützen, der in einem Beitrag der CH Medien AG vom 1. Novem-

ber 2018 unter anderem wie folgt zitiert wird: «Eine durch Ungleichheit bei der 

Kaufkraft entstandene Diskriminierung von Schweizer Unternehmen solle elimi-

niert werden, sagt der Berner Rechtsprofessor Beat Stalder. ‘So betrachtet steht 

die Bestimmung im Einklang mit dem Beschaffungsrecht. Bei diesem geht es ja 

Anders umgesetzt. 

 

Der Regierungsrat hat die Kriterien «Preisniveau» und «Verlässlichkeit des Prei-

ses» bereits im Rahmen der Vernehmlassung der BPUK zur IVöB 2019 abge-

lehnt. Er hält daran fest. Dies schon aus rechtlichen Gründen: Mit Ausführungs-

bestimmungen können die Kantone keine zusätzlichen Zuschlagskriterien vor-

schreiben (Gutachten Trüeb/Zobl Rz. 3 f., s. Ziff. 83 oben). Eine entsprechende 

Bestimmung im EG IVöB wäre daher unwirksam. Aber auch inhaltlich sind die 

Kriterien abzulehnen (unten 1. und 2). Das Anliegen ist anders aufzugreifen (un-

ten 3.). 

 

1. Preisniveauklausel 

Die Preisniveauklausel würde der Schweizer Wirtschaft keinen Vorteil bringen. 

Schon heute gehen praktisch alle öffentlichen Aufträge im Kanton Bern an 

Schweizer Unternehmen. Im Jahr 2019 waren es z.B. alle 541 auf simap.ch 

publizierten Zuschläge im Kantonsgebiet. Eine Preisniveauklausel könnte also 

gar nicht (noch) mehr Aufträge im Inland behalten. 

Die Preisniveauklausel würde das Beschaffen aber stark verkomplizieren und 

verteuern. Alle Leistungen und Teilleistungen müssten aufwändig nach ihrer 

Herkunft ausgewiesen werden und die Verwaltung müsste das überprüfen. Das 

erscheint nicht umsetzbar. Trüeb/Zobl schreiben dazu (Rz. 12): «Mangels zuver-

lässiger Datenlagen wären die Rechtsanwender vor kaum lösbare Probleme ge-

stellt. Zum einen wären die unterschiedlichen Preisniveaus für die jeweiligen Be-

schaffungsmärkte (und zwar nicht allein nach Lieferungen, Bau- und Dienstleis-

tungen) je separat zu bestimmen. Zum anderen bestehen keine praktikablen und 

justiziablen Parameter, wie eine Preiskorrektur konkret vorzunehmen wäre.» 

Entgegen der Stellungnahme hat auch die Bundesverwaltung u.W. noch keine 

Methode dafür gefunden. Dieser Mehraufwand würde auch viele gute Anbieter 

davon abschrecken, überhaupt anzubieten, was den Wettbewerb einschränken 

und die Preise hochtreiben würde. 

Anders als die Stellungnahme meint, wäre eine Preisniveauklausel im Staatsver-

tragsbereich nicht anwendbar, weil das WTO-Recht die Diskriminierung auslän-

discher Anbieter verbietet (Trüeb/Zobl, Rz. 5 f.). Sie könnte daher nur unterhalb 

der WTO-Schwelle Anwendung finden, also bei relativ kleinen Aufträgen. Ge-

rade bei diesen Aufträgen lohnt sich der massive bürokratische Aufwand für die 

Preisniveauklausel sicher nicht. 

https://www.bpuk.ch/fileadmin/Dokumente/bpuk/public/de/dokumentation/berichte-gutachten-konzepte/oeffentliches-beschaffungswesen/DE_Rechtsgutachten_Beruecksichtigung_unterschiedlicher_Preisniveaus.pdf
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eben gerade darum, einen diskriminierungsfreien Markt sicherzustellen.’ (…) Aus 

rechtlicher Sicht jedenfalls, sagt Stalder, halte er dieses für vertretbar.»  

Die «Preisniveau-Klausel» ist weltweit ein Novum. Vor dem Hintergrund der aktu-

ell herrschenden Preisniveau-Unterschiede zwischen der Schweiz und den meis-

ten anderen Ländern liegt die Klausel im Interesse der inländischen Anbieter. 

Obschon sie einen Beitrag zu gerechten Wettbewerbsverhältnissen leistet, wird 

sie je nach Interessenlage bestritten, auch mit juristischen Argumenten. Im Mo-

ment gibt es dazu keinen Gerichtsentscheid, der die Anwendung des Kriteriums 

verbieten würde. Von schweizerischen Behörden auf Bundes- und Kantonsebene 

darf verlangt werden, dass sie sich bis zum Beweis des Gegenteils für die durch 

den nationalen Gesetzgeber gewählte Lösung stark machen. Der Standpunkt, die 

Preisniveau-Klausel sei im Einklang mit internationalem Recht, ist juristisch halt-

bar. Solange die Klausel auch korrekt angewendet wird, führt sie nicht zur Diskri-

minierung von ausländischen Anbietern. Die Preisniveau-Klausel gemäss Art. 29 

Abs. 1 BöB gilt für das gesamte Beschaffungswesen, den Staats- und den Nicht-

Staatsvertragsbereich.  

Die korrekte Umsetzung der Preisniveau-Klausel verursacht bei den Beschaf-

fungsstellen einen gewissen Mehraufwand. Sie ist aber machbar. Ansätze zur 

Umsetzung wurden bereits entwickelt. Es ist sinnvoll, dass sich neben den ver-

antwortlichen Bundesstellen auch die Kantone mit den Kriterien und Werkzeugen 

vertraut machen und diese weiterentwickeln.  

Wir stellen den Antrag, abweichend von der IVöB 2019, die Zuschlagskriterien 

Berücksichtigung der «unterschiedlichen Preisniveaus in den Ländern, in welchen 

die Leistung erbracht wird» und «Verlässlichkeit des Preises» in das Einführungs-

gesetz aufzunehmen. 

Und auch wenn die Preisniveauklausel einen Vorteil für Berner Anbieter bringen 

würde – was sie nicht tut – könnte das nicht allein entscheidend sein. Massge-

blich sind nämlich auch die Interessen der Steuerzahlenden, die die Beschaffun-

gen bezahlen. Sie wollen, dass der Staat seine Mittel sparsam und effizient ein-

setzt, also zu Wettbewerbskonditionen beschafft und keine überhöhten Preise 

bezahlt. Das wäre aber nach dem Gesagten die Auswirkung der Preisniveau-

klausel: Sie soll Anbieter mit höheren als marktgerechten Preisen fördern. 

 

2. Verlässlichkeit der Preise 

Was die im Bundesparlament eingebrachte Formulierung «Verlässlichkeit der 

Preise» aussagen will, ist unklar. Soweit es darum geht, abzuklären, ob ein An-

bieter überhaupt in der Lage ist, mit einem tiefen Preisangebot den Auftrag kor-

rekt auszuführen, ist dies in der IVöB schon mit dem Kriterium «Plausibilität der 

Angebote» vorgesehen, und auch mit den bei Tiefpreisen vorgeschriebenen Ab-

klärungen gemäss Art. 38 Abs. 3 IVöB 2019. Daher ist das zusätzliche Kriterium 

unnötig. 

 

3. Alternative Formulierung zur Berücksichtigung der KMU-Anliegen 

Das Gutachten Trüeb/Zobl zeigt in Rz. 110 ff. andere, aber rechtlich zulässige 

und wirksame Methoden auf, wie Auftraggeber die Anliegen der KMU berück-

sichtigen können. Es schlägt folgende Bestimmung vor, «um den Bedürfnissen 

von KMU mehr Gewicht zu verleihen und die Vergabestellen zur Ergreifung der 

genannten (und weiterer) rechtlich zulässigen Massnahmen zu motivieren»: 

«Die Vergabestellen tragen den Bedürfnissen und der Leistungsfähigkeit 

kleiner und mittlerer Unternehmungen unter Beachtung der allgemeinen 

Grundsätze des Völkerrechts und des schweizerischen Verfassungsrechts 

sowie des Binnenmarktgesetzes auf geeignete Weise Rechnung.» 

Dies wird im EG IVöB als neuer Artikel 4 umgesetzt. 

 

101.  SVP Ganz grundsätzlich vertritt die SVP gerade auch aufgrund der aktuellen Aussich-

ten für die Wirtschaft die Auffassung, dass wo immer möglich die einheimische 

und die bernische Wirtschaft gestärkt werden sollen. Umso unverständlicher ist 

es, dass der Regierungsrat nicht nur die im Bundesgesetz über das öffentliche 

Beschaffungswesen, Art. 29 Abs. 1, neu verankerte sogenannte Preisniveau-

Klausel nicht im EG IVöB aufnehmen will, sondern dass er im Vortrag dazu 

fälschlicherweise behauptet, diese Klausel würde gegen internationales Recht 

verstossen, könne deshalb nur ausserhalb des Staatsvertragsbereichs, also bei 

relativ kleinen Aufträgen, verwendet werden und bringe deshalb keinen Mehrwert 

für die Berner und Schweizer Wirtschaft. Die SVP Kanton Bern teilt diese Beurtei-

lung nicht und fordert, dass die Preisniveau-Klausel aufgenommen wird, zum Vor-

teil der einheimischen und bernischen Wirtschaft. 

Vgl. Ziff. 100 oben (Berner KMU). 
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102.  GKB Preisniveauklausel  

Diese Bestimmung wurde auf nationaler Ebene ins Gesetz eingefügt. Der Regie-

rungsrat des Kantons Bern – wie zuvor auch der Bundesrat – sind gegen diese 

Klausel. Sie halten sie nur in engen Grenzen für umsetzbar und mit hohem admi-

nistrativem Aufwand verbunden.  

Der GKB ist der Ansicht, dass der Kanton Bern nicht ohne Not vom Bundesge-

setz abweichen sollte und plädiert für die Aufnahme der Preisniveauklausel im 

EG IVÖB. Falls sich in der Umsetzung Auslegungsbedarf und rechtliche Hürden 

ergeben sollten, sind die kantonalen Gerichte anzurufen, um offene Fragen zu 

klären. 

Vgl. Ziff. 100 oben (Berner KMU). 

103.  EDU Der EDU Kanton Bern ist jedoch bewusst, dass dem eidgenössischen Parlament 

und den Kantonen bei der Umsetzung der staatsvertraglichen Vorgaben des GPA 

2012 durch völkerrechtliche Verpflichtungen enge Grenzen gesetzt sind. In die-

sem Sinn muss auch die Preisniveauklausel beurteilt werden, die an sich wün-

schenswert, aber wahrscheinlich kaum anwendbar sein würde. 

Wir teilen diese Auffassung. 

Vgl. zur Auseinandersetzung mit dem Thema Ziff. 100 oben (Berner KMU). 

104.  HIV Der HIV steht einem Beitritt des Kantons Bern zur revidierten IVöB und zum vor-

liegenden kantonalen Einführungsgesetz nicht entgegen. Für die Berner Wirt-

schaft ist jedoch Hautpgegenstand der politischen Diskussion die so genannte 

«Preisniveauklausel oder Heimatschutzklausel» in Art. 29 Abs. 1 des BöB 2019. 

Diese Bestimmung will Schweizer Anbieter gegenüber ausländischen, die von ei-

nem tieferen Preisniveau profitieren, besserstellen. 

Weil sie gegen das WTO-Recht verstösst, kann sie nur ausserhalb des Staatsver-

tragsbereichs, also bei relativ kleinen Aufträgen, angewendet werden. Das Bun-

desparlament nahm diese Klausel gegen den Antrag des Bundesrates in das BöB 

2019 auf. In der Folge haben die Kantone bei der Überarbeitung das Kriterium als 

eines von wenigen Abweichungen zum Bundeserlass nicht übernommen, mit Ver-

weis auf dessen fehlende Praxistauglichkeit. Der Berner Regierungsrat hat sich 

jedoch entschieden, die Preisniveauklausel nicht in das Einführungsgesetz aufzu-

nehmen.  

Die Idee einer Heimatschutzklausel klingt für viele Unternehmer zunächst verlo-

ckend. Auf den zweiten Blick erweist sie sich jedoch aus Sicht des HIV als mehr-

facher Bumerang für die Wirtschaft. Dies aus namentlich folgenden Gründen:  

– Teure und komplizierte Verfahren  

Weil die Preisniveauklausel aus unserer Sicht gegen das WTO-Recht verstösst, 

kann sie nur ausserhalb des Staatsvertragsbereichs, also bei relativ kleinen Auf-

trägen, angewendet werden. Das bedeutet, dass sie nur für Lieferungen und 

Dienstleistungen mit Auftragswerten unter CHF 230’000.00 (gemäss WTO-Ab-

kommen) respektive CHF 640’000.00 (gemäss bilateralen Verträgen) zur Anwen-

dung kommen würde. Die Vergabestellen und Anbieter müssten bereits bei relativ 

kleinen Auftragssummen hohe bürokratische Aufwendungen betreiben. Vor allem 

Wir teilen diese Auffassung. 

Vgl. zur Auseinandersetzung mit dem Thema Ziff. 100 oben (Berner KMU). 
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kleinere Aufträge gehen ohnehin praktisch immer an Schweizer Anbieter (im Jahr 

2019 z.B. gingen alle 541 auf simap.ch publizierten Zuschläge des Kantons an-

Schweizer Unternehmen), und die Umsetzung einer solchen Bestimmung ist me-

thodisch unklar und für Anbieter wie Vergabestellen aufwändig. Zusätzlich wird 

die praktische Umsetzung die Vergabestellen und Gerichte vor schwierige Wer-

tungs- und Auslegungsfragen stellen. Denn es fehlen heute zweckmässige und 

gerichtlich überprüfbare Messgrössen, wie eine allfällige Preiskorrektur konkret 

vorzunehmen ist.  

– Schweizer Anbieter besonders betroffen  

Produkte und Dienstleistungen werden oft in mehreren Ländern erbracht. Die An-

gebote müssten anteilsmässig nach ihren Herkunftsländern preislich aufgeschlüs-

selt und mit dem jeweils anwendbaren Preisniveau verrechnet werden. Nach dem 

Grundsatz der Gleichbehandlung wären Schweizer Anbieter, ungeachtet eines 

vorhandenen ausländischen Angebots, ebenfalls davon betroffen. Sie müssten 

den Vergabebehörden ihre Lieferketten bis ins Detail offenlegen. Hat ein Anbieter 

den Aufwand auf sich genommen und den Zuschlag erhalten, ist dieser wiederum 

einem erhöhten Risiko eines Rekurses ausgesetzt.  

– Widerruf des Zuschlags wahrscheinlich  

Der Begriff des Preisniveaus ist unklar und täglich Änderungen unterworfen. Um 

eine faire und transparente Anwendung zu ermöglichen, müsste man sich auf ein 

Messinstrument einigen und dieses stets mit aktuellen Daten pflegen und kom-

munizieren. Da die Rechtsprechung den Vergabebehörden bei der Preisbewer-

tung enge Vorgaben macht, würden Vergabeentscheide im Rekurs Fall eher auf-

gehoben. Eine Flut an Beschwerden könnte die Folge sein, die Freude des 

Schweizer Anbieters über den Zuschlag wäre somit nur von kurzer Dauer.  

Aus unserer Sicht fokussiert die Heimatschutzklausel einzig auf den Preis. Be-

schaffungsstellen sind nicht verpflichtet, dieses Instrument anzuwenden. Ange-

sichts der damit verbundenen Mehraufwendungen ist es eher unwahrscheinlich, 

dass die Klausel denn auch angewendet wird. Demgegenüber unterstützen wir 

die neue Verpflichtung der Beschaffungsstellen, die Qualität und den nachhalti-

gen Einsatz der öffentlichen Mittel stärker zu berücksichtigen. Wir sehen darin ei-

nen massgeblichen Beitrag, die Chancen von Schweizer Unternehmen zum Er-

halt von Aufträgen zu stärken. Die Vereinfachung des Ausschlusses von Anbie-

tern, die unzuverlässig arbeiten oder sich nicht an Vorschriften halten, soll zu fai-

reren Wettbewerbsbedingungen führen. 

Die Kantone können die IVöB nur in ihrer Gesamtheit annehmen oder ablehnen. 

Die Festhaltung an der Preisniveauklausel birgt die Gefahr, dass sämtliche Errun-

genschaften des Paradigmenwechsels verloren gehen und das bisherige kanto-

nale Beschaffungsrecht auf dem Stand vor der Revision bleibt.  

Der HIV ist aus den erwähnten Gründen der Ansicht, dass diese Klausel keinen 

Mehrwert für die Berner und Schweizer Wirtschaft bring. Wir teilen die Meinung 
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des Berner Regierungsrates die Preisniveauklausel im Kanton Bern nicht anzu-

wenden und nicht in das EG IVöB aufzunehmen. Wir unterstützen die Ziele des 

vorgelegten Einführungsgesetzes.  

105.  FDP Die FDP begrüsst insbesondere folgende Elemente der neuen Regelung: (...) 

 Verzicht auf Übernahme der Preisstandsklausel (aus juristischen Überlegun-

gen) 

Kenntnisnahme. 

106.  Bern Der Gemeinderat begrüsst überdies, dass die sogenannte «Preisniveauklausel», 

welche Schweizer Anbietende gegenüber ausländischen besserstellen will, nicht 

in die IVöB aufgenommen wird, da bei der Umsetzung mit erheblichen rechtlichen 

Schwierigkeiten zu rechnen wäre.  

Wir teilen diese Auffassung. 

Vgl. zur Auseinandersetzung mit dem Thema Ziff. 100 oben (Berner KMU). 

107.  Grüne «Preisniveauklausel» (Art. 29, Abs. 1 BöB): Das Ziel der Klausel ist es, Schweizer 

Anbieter/innen gegenüber ausländischen Anbieter/innen, die von einem tieferen 

Preisniveau profitieren, zu bevorzugen. Die GRÜNEN unterstützen die Meinung 

des Regierungsrates, dass die sogenannte «Preisniveauklausel» (Motion 001-

2020: KMU bei öffentlichen Ausschreibungen stärken und nicht diskriminieren!) 

nicht umzusetzen ist, da dies angesichts der Vorgaben nur für kleinere Aufträge 

gelten würde und von 541 auf Simap publizierten Zuschlägen im Jahr 2019 alle 

an Schweizer Firmen gegangen sind (Vortrag, S.2). 

Wir teilen diese Auffassung. 

Vgl. zur Auseinandersetzung mit dem Thema Ziff. 100 oben (Berner KMU). 

108.  Grüne Kapitel 2: Neu gilt das öffentliche Beschaffungsrecht explizit auch für die Übertra-

gung öffentlicher Aufgaben oder Konzessionen, sofern diese nicht durch kantona-

les Recht von der Anwendung ausgeschlossen werden. Die GRÜNEN Kanton 

Bern unterstützen die Regelung des Bundes, wonach Aufträge der öffentlich-

rechtlichen Vorsorgeeinrichtungen (wie BPK und der BLVK) und Aufträge an Or-

ganisationen der Arbeitsintegration (Art. 10 Abs. 1 Bst. e/g) nicht dem Beschaf-

fungsrecht unterliegen. Aufträge an gemeinnützige Organisationen sind vergabe-

frei (Art. 10 Abs. 1 Bst. e). Mit einer indirekten Gesetzesänderung ist sicherzustel-

len, dass die Vergabe von Aufträgen im Sozialbereich (Geltungsbereich SLG Ge-

setz über die Angebote sozialer Leistungen) nur an gemeinnützige Organisatio-

nen erfolgen kann und damit vergabefrei ist.  

Antrag: Mit einer indirekten Gesetzesänderung zum EG IVöB ist sicherzustellen, 

dass Aufträge im Asyl- und im Sozialbereich nur an gemeinnützige Organisatio-

nen erteilt werden können und damit vergabefrei sind. 

Nicht umgesetzt. 

Es ist nicht sichergestellt, dass es für alle denkbaren Aufträge im Asyl- und Sozi-

albereich (einschliesslich ggf. spezialisierter Beratungsleistungen) geeignete ge-

meinnützige Anbieterinnen und Anbieter gibt. Eine Vorschrift, wonach nur ge-

meinnützige Organisationen solche Aufträge ausführen können, wäre daher mit 

dem Risiko verbunden, dass bestimmte Aufträge nicht erteilt und damit staatli-

che Aufgaben nicht erfüllt werden können. Für den Fall, dass es geeignete ge-

eignete gemeinnützige Anbieterinnen und Anbieter gibt, ist eine gesetzliche Vor-

schrift zudem oft nicht nötig, denn der Auftraggeber wird oft daran interessiert 

sein, durch eine Vergabe an eine solche Organisation den Aufwand und den 

Zeitverlust für ein Beschaffungsverfahren einzusparen. Wo es allerdings einen 

wirksamen wirtschaftlichen Wettbewerb zwischen gemeinnützigen und kommer-

ziellen Unternehmen gibt, muss es im Interesse der Steuerzahlenden auch mög-

lich sein, diesen Wettbewerb spielen zu lassen und so die wirtschaftlich nachhal-

tigste Lösung zu evaluieren. 

109.  AföB Restkompetenz zur stärkeren Harmonisierung zwischen Bund und Kantonen nut-

zen 

Nach Artikel 63 Absatz 4 IVöB 2019 haben die Kantone die Möglichkeit, insbe-

sondere zu den Artikeln 10, 12 und 26 IVöB 2019, Ausführungsbestimmungen zu 

Nicht umgesetzt. 

Das Leistungsortprinzip widerspricht dem für die Kantone (aber nicht für den 

Bund) verbindlichen Binnenmarktgesetz. Daher konnten es die Kantone nicht 

aus dem BöB in die IVöB übernehmen (s. Musterbotschaft S. 21 f.). 
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erlassen. Ein Zweck dieser Restkompetenz besteht darin, Begehren, die im Bun-

desparlament vertreten, aber nicht in der IVöB 2019 abgebildet wurden, auffan-

gen zu können (vgl. Musterbotschaft, S. 103). Das Leistungsortsprinzip bei den 

Arbeitsschutzbestimmungen (Art. 12 Abs. 1 BöB 2019) sowie die Verlässlichkeit 

des Preises bei den Zuschlagskriterien (Art. 29 Abs. 1 BöB 2019) wurden unter 

anderem nicht in die IVöB 2019 übernommen. Zum Schutz regionaler Gesamtar-

beitsverträge und im Sinne einer grösstmöglichen Harmonisierung zwischen 

Bund und Kantonen würde es die AföB begrüssen, wenn der Kanton Bern diese 

Elemente über das Einführungsgesetz ebenfalls aufnimmt. 

Zum Kriterium «Verlässlichkeit der Preise» s. Ziff. 100 oben (Berner KMU). 

110.  Fokus Bern Kompetenzen für eine stärkere Harmonisierung zwischen Bund und Kantonen 

nutzen  

Die Harmonisierung der heute heterogenen Beschaffungsordnungen von Bund 

und Kantonen ist ein langjähriges Anliegen der Wirtschaft. Damit werden Rechts-

unsicherheiten reduziert und kostspielige Verfahren verringert.  

Fokus Bern plädiert deshalb für eine grösstmögliche Harmonisierung der Vergab-

ebestimmungen zwischen Bund und Kantonen im Sinne des revidierten BöB. Mit 

der vorliegenden IVöB wurde diese Forderung weitgehend eingelöst. Der Kanton 

Bern verfügt jedoch auch über sogenannte Restzuständigkeit, womit er  einzelne 

Begehren, die im Bundesparlament vertreten wurden und in der IVöB nicht abge-

bildet werden, auffangen kann (siehe IVöB Musterbotschaft, S. 103, Art. 63, Abs. 

4).   

Der Kanton Bern sollte diesen Spielraum bei den Ausführungsbestimmungen nut-

zen – im Sinne Harmonisierung zwischen Bund und Kantonen, im Interesse der 

Schweizer Anbieterinnen und zum Schutz regionaler Gesamtarbeitsverträge. Na-

mentlich würde Fokus Bern bei den Zuschlagskriterien die Wiederaufnahme der 

«Verlässlichkeit des Preises» (vgl. Art. 29, Abs. 1 BöB) sowie bei den Arbeits-

schutzbestimmungen das «Leistungsortsprinzip» (vgl. Art. 12, Abs. 1 BöB) be-

grüssen. 

Nicht umgesetzt. 

Der Kanton Bern kann durch Ausführungsbestimmungen weder das Leistungs-

ortprinzip einführen (s. Ziff. 109 oben, AföB), noch kann er Zuschlagskriterien 

einführen, die die IVöB nicht vorsieht (s. Ziff. 83 oben, Berner KMU). 

 

6. Bemerkungen zum Vortrag zum EG IVöB 

Ziff. 3 

Nr. Absender Bemerkung/Forderung Art der Berücksichtigung 

111.  Verwaltungsgericht Ziff. 3.8 Abs. 3: Der Hinweis auf eine Verfahrensbeschleunigung durch die Abschaffung des  

zweistufigen Instanzenzugs ist aus den oben dargelegten Gründen unberechtigt.  

Vgl. im Allgemeinen oben zu Ziff. 71. 
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Ziff. 8 Abs. 2: Die Aussage, die IVöB 2019 habe als «Verfahrensgesetzgebung» keine  

direkten finanziellen Auswirkungen, ist unrichtig. Vielmehr ist im Bereich des  

Rechtsschutzes aufgrund der direkten Anfechtbarkeit der Verfügungen der  

Vergabebehörden beim Verwaltungsgericht mit erheblichen Mehrkosten zu rechnen.  

Ziff. 9.1.2 Abs. 2: An dieser Stelle ist klar darauf hinzuweisen, dass Justizleitung und  

Verwaltungsgericht die Abschaffung des doppelten Instanzenzugs dezidiert ablehnen.  

U.E. liegt es auf der Hand, dass ein Verfahren vor nur 

einer Instanz im Durchschnitt rascher dauern muss als 

ein Verfahren vor je nachdem einer oder zwei Instan-

zen. 

Wieso die Abschaffung der ersten Instanz zu Mehrkos-

ten führen soll, ist für uns nicht nachvollziehbar. Damit 

entfallen vielmehr auch die Kosten des erstinstanzli-

chen Verfahrens. 

Der Hinweis auf die Haltung der Justiz zu dieser Frage 

findet sich nun in Ziff. 12 des Vortrags (Ergebnis des 

Vernehmlassungsverfahrens). 

 

7. Keine Bemerkungen / Verzicht auf eine Stellungnahme 

Nr. Absender Stellungnahme 

112.  AL Wir verzichten auf eine Stellungnahme. 

113.  Burgdorf Die Stadt Burgdorf verzichtet auf eine Eingabe. 

114.  CVP Die CVP wird mangels Zeit auf eine Stellungnahme verzichten. 

115.  BSPV Ich teile Ihnen mit, dass der BSPV auf eine Vernehmlassungsantwort verzichtet, weil das Kantonspersonal nicht direkt davon be troffen ist. 

116.  RSTA Da die Materie nun weitgehend von der IVÖB vorgegeben ist und das Gebiet damit  aus unserem Zuständigkeitsbereich fällt, verzichten wir auf eine Stellung-

nahme. 

8. Verzeichnis der verwaltungsexternen Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Vernehmlassungsverfahrens 

Die folgenden Organisationen haben eine Vernehmlassung eingereicht.  

 

1. AföB Allianz für ein fortschrittliches öffentliches Beschaffungswesen 

2. AL Alternative Linke Bern 
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3. BDP Bürgerlich-Demokratische Partei des Kantons Bern 

4. Berner KMU Verband Berner KMU 

5. BSPV Bernischer Staatspersonalverband 

6. Bern Stadt Bern 

7. Burgdorf Stadt Burgdorf 

8. BWA Beobachter für Wettbewerbe und Ausschreibungen Bern-Solothurn 

9. CAF Conseil des affaires francophones de l’arrondissement de Biel/Bienne 

10. CJB Conseil du jura bernois 

11. CVP Christlichdemokratische Volkspartei des Kantons Bern 

12. EDU Eidgenössisch-Demokratische Union des Kantons Bern 

13. eGov-Schweiz Verein eGov-Schweiz 

14. FDP FDP.Die Liberalen Kanton Bern 

15. GKB Gewerkschaftsbund des Kantons Bern 

16. GLP Grünliberale Partei Kanton Bern 

17. Grüne Grüne Kanton Bern 

18. HIV Handels- und Industrieverein des Kantons Bern 

19. Justizleitung Justizleitung des Kantons Bern 

20. Langenthal Stadt Langenthal 
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21. KSE Bern Kantonaler Kies- und Betonverband 

22. Pro Natura Pro Natura Bern 

23. PKBB Präsident/innenkonferenz bernischer Bauplanungsfachverbände 

24. RKK Landeskirchenrat der Römisch-katholischen Landeskirche des Kantons Bern 

25. RKOO Regionalkonferenz Oberland-Ost 

26. RSTA Geschäftsstelle der Regierungsstatthalterämter des Kantons Bern 

27. sia Schweizerischer Ingenieur- und Architektenverein, Sektion Bern 

28. SP Sozialdemokratische Partei des Kantons Bern 

29. Steffisburg Gemeinde Steffisburg 

30. SVP Schweizerische Volkspartei des Kantons Bern 

31. Thun Stadt Thun 

32. Trubschachen Einwohnergemeinde Trubschachen 

33. VBG Verband Bernischer Gemeinden 

34. Verwaltungsgericht Verwaltungsgericht des Kantons Bern 

35. WWF WWF Bern 

 


